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Jahreswirtschaftsbericht 1973 der Bundesregierung 


Gemäß § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (StWG) legt die Bundesregierung 
hiermit dem Bundestag und dem Bundesrat den Jahreswirt- 
schaftsbericht 1973 vor. Dieser Bericht enthält: 

A. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der Bundes- 
regierung angestrebten Wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele. Die in der Form der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung dargestellte Jahresprojektion 1973 ist zusammen 
mit einem Rückblick auf das Jahr 1972 als Anlage beigefügt; 

B. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplanten Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik; 

C. die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Jahresgut- 
achten des Sachverständigenrates aufgrund von § 6 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes über die Bildung eines Sachverständigen- 
rates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung vom 14. August 1963 in der Fassung des Gesetzes vom 
8. November 1966. 

Die gegenüber früheren Jahren geänderte Reihenfolge der ein- 
zelnen Berichtsteile entspricht einem vielfach geäußerten 
Wunsch; sie ist nicht Ausdruck einer anderen Wertung des 
Inhaltes. Auf eine Fortschreibung der mittelfristigen Zielprojek- 
tion wird in diesem Bericht verzichtet. Diese wird zusammen 
mit der neuen mittelfristigen Finanzplanung im Laufe des Jahres 
vorgelegt. 

Wie in den vorhergehenden Jahres wirtschaftsberichten nimmt 
die Bundesregierung nicht nur im Teil C (Stellungnahme im 
engeren Sinne), sondern auch im Teil A (Darlegung der ange- 
strebten Wirtschafts- und finanzpolitischen Ziele) und im Teil B 
(Darlegung der geplanten Wirtschafts- und Finanzpolitik) zum 
Jahresgutachten 1972 des Sachverständigenrates Stellung. 
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A. Für 1973 angestrebte Wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 


I. Ausgangslage 

1 . Zu Beginn des Jahres 1973 ist die wirtschaft- 
liche Lage in der Bundesrepublik durch 

— ein wieder stärker zunehmendes Wirtschafts- 
wachstum, 

— einen anhaltend hohen Beschäftigungsstand, 

— ein außenwirtschaftliches Gleichgewicht im Rah- 
men der Leistungsbilanz, 

— eine nach wie vor unbefriedigende Preisentwick- 
lung 

gekennzeichnet. Die Phase verlangsamten Wachs- 
tums ist im Jahre 1972 zu Ende gegangen. Der selbst 
während der konjunkturellen Entspannung nicht be- 
einträchtigte hohe Beschäftigungsstand ist weiterhin 
gesichert. Dagegen hat sich — einem weltweiten 
Trend entsprechend — - der Anstieg der Verbraucher- 
preise trotz ruhiger Konjunkturentwicklung im Jahre 
1972 weiter beschleunigt. Die Leistungsbilanz gegen- 
über dem Ausland ist nahezu ausgeglichen. Spekula- 
tiv induzierte Zuflüsse haben allerdings Anfang 1973 
zu starken Überschüssen in der Devisenbilanz ge- 
führt. 

2 . Nach übereinstimmender Beurteilung aller wirt- 
schaftsbeobachtenden Stellen befindet sich die deut- 
sche Wirtschaft gegenwärtig im Stadium eines sich 
festigenden neuen Aufschwungs. Trotz spürbarer 
Nachfragebelebung gegen Jahresende 1972 haben 
sich die Auftriebskräfte insgesamt zunächst verhal- 
ten entwickelt. In den einzelnen Sektoren und Bran- 
chen ist ihre Wirkung noch unterschiedlich. Für 
das Jahr 1973 kann mit einer Fortsetzung und weite- 
ren Verstärkung der konjunkturellen Aufwärtsent- 
wicklung gerechnet werden. Die Impulse dafür wer- 
den sowohl von einer wachsenden Binnennachfrage 
als auch von einer weiteren Entfaltung der Welt- 
konjunktur — insbesondere in den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika und in Westeuropa — ausgehen. 

über die Stärke des voraussichtlichen Konjunkturan- 
stiegs sind indes bei Jahresbeginn detaillierte Aus- 
sagen nur mit Vorbehalt möglidi. 

3 . Während Wirtschaftswachstum, hoher Beschäf- 
tigungsstand und außenwirtschaftliches Gleichge- 
wicht im Rahmen der Leistungsbilanz auf absehbare 
Zeit nicht gefährdet sind, bereitet die gegenwärtige 
und voraussichtliche Preisentwicklung erhebliche 
Sorge. Da der Preisauftrieb auf wichtigen Weltmärk- 
ten noch immer anhält und die industriellen Erzeu- 
gerpreise im Inland bereits wieder ansteigende Ten- 
denz aufweisen, ist vor allem bei zu rascher Entfal- 
tung des Aufschwungs nicht auszuschließen, daß zu- 
sätzliche Gefahren für die Stabilität auftreten. Sein 
vorerst noch gemäßigtes Tempo bietet — auch nach 
Meinung des Sachverständigenrates — derzeit rela- 


tiv günstige gesamtwirtschaftliche Bedingungen für 
allmähliche Stabilisierungsfortschritte; trotz hoher 
Kapazitätsauslastung steht eine erneute Überforde- 
rung der Produktivkräfte unmittelbar nicht bevor. 
Anlaß und Spielraum für neue Preissteigerungen 
können jedoch auch aus anhaltendem und eventuell 
wieder zunehmendem Kostendruck und zu starker 
Nachfrageexpansion entstehen. Besonders gefährlich 
wäre es, wenn eine Gewöhnung an die derzeitige 
Geldwertentwicklung entstehen und die Preiserwar- 
tungen sich entsprechend verfestigen würden. 


II. Wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 

4 . Angesichts dieser Ausgangslage sieht die Bun- 
desregierung das zentrale Ziel der Wirtschafts- und 
Finanzpolitik im Jahre 1973 in der Eindämmung des 
Preisauftriebs und in der Einleitung einer Tendenz- 
wende für die weitere Preisentwicklung. Für die an- 
gestrebte Stabilisierung ist vor allem ein weiterhin 
gemäßigter Konjunkturanstieg in der Bundesrepu- 
blik notwendig. Nur bei dieser gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung bietet sich die Möglichkeit, die 
schwierige Stabilisierungsaufgabe zu lösen. Ebenso 
wie ein zu rascher Konjunkturanstieg die Gefahr 
einer weiteren Beschleunigung des Preisauftriebs 
mit sich brächte, so würde umgekehrt ein Abwürgen 
des Aufschwungs nicht nur zu Einbußen bei Wachs- 
tum und Beschäftigung führen, sondern auch stabili- 
tätspolitische Fortschritte gefährden. 

5 . Aufgrund der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Konstellation und der bisher verfügbaren Informa- 
tionen strebt die Bundesregierung im Jahre 1973 
eine Wirtschaftsentwicklung an, bei der 

— ein Wachstum des realen Bruttosozialprodukts 
von 4 bis 5 Vo, 

— eine Beschränkung der Arbeitslosenquote auf 
knapp 1 ^/o im Jahresdurchschnitt, 

— ein Außenbeitrag von 13 bis 14 Mrd. DM 
(rd. IV2 Vo des Sozialprodukts) sowie 

— eine Begrenzung des Anstiegs der Vebraucher- 
preise im Jahresdurchschnitt auf 5 V 2 bis 6 ®/o mit 
einer deutlichen Verlangsamung im zweiten 
Halbjahr 

erreicht werden kann. Die diesen Eckwerten zu- 
grunde liegende detaillierte Jahresprojektion 1973 
in Form der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
ist zusammen mit dem Rückblick auf die Jahrespro- 
jektion 1972 in der Anlage enthalten. 

Diese Zielkombination erscheint bei stabilitätspoliti- 
schen Anstrengungen aller Beteiligten realisierbar. 
Sie stimmt mit der wirtschaftspolitischen Zielrich- 
tung der Europäischen Gemeinschaft für 1973 über- 
ein. 
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6 . Die projektierte Zuwachsrate des realen Brutto- 
sozialprodukts geht von einer Zunahme der gesamt- 
wirtschaftlichen Produktion im Einklang mit dem 
voraussichtlichen Wachstum des Produktionspoten- 
tials aus. Dieses dürfte bei etwa gleichbleibender 
Erwerbstätigenzahl und Arbeitszeit im Jahre 1973 
gleichfalls um etwa 4 bis 5Vo zunehmen. Bei einer 
solchen Entwicklung könnte der Auslastungsgrad der 
gesamtwirtschaftlichen Kapazität im Jahresdurch- 
schnitt etwa auf gleicher Höhe wie bisher bleiben. 
Für die angestrebte Dämpfung des Preis- und 
Kostenanstiegs ist dies angesichts der schon jetzt 
relativ hohen Auslastung des gesamtwirtschaftlichen 
Produktionspotentials eine wichtige Bedingung. Bei 
einer wesentlich stärkeren Beanspruchung müßte je- 
denfalls mit einer zusätzlichen Gefährdung der Geld- 
wertstabilität gerechnet werden. Ein Zuwachs des 
realen Bruttosozialprodukts von 4 bis 5 ®/o ist des- 
halb im Hinblick auf die von der Bundesregierung 
angestrebte Zielkombination angemessen. 

7 . Die angenommene Arbeitslosenquote von knapp 
1 ®/o im Jahre 1973 steht im Einklang mit dem Postu- 
lat eines hohen Beschäftigungsstandes. Infolge Al- 
tersstruktur, Verlängerung der durchschnittlichen 
Ausbildungsdauer und Einführung der flexiblen Al- 
tersgrenze wird die Zahl der heimischen Arbeits- 
kräfte 1973 voraussichtlich weiter abnehmen. Dieser 
Rückgang dürfte durch eine Verringerung der Ar- 
beitslosenzahl und die Zunahme der Anzahl auslän- 
discher Arbeitnehmer ausgeglichen werden. Die Zahl 
der Erwerbstätigen würde 1973 damit etwa auf dem 
Stand des Vorjahres bleiben. Hieraus wird deutlich, 
daß nach Auffassung der Bundesregierung bei einem 
entsprechenden Verhalten aller Beteiligten die not- 
wendige Preisstabilisierung nicht zu Lasten der Be- 
schäftigungslage gehen muß. 

8 . Die Entwicklung des Außenbeitrags (Uberschuß 
der Ausfuhr über die Einfuhr von Waren und Dienst- 
leistungen) wird 1973 vor allem von der Ausweitung 
des Welthandels bestimmt. Die Schätzungen darüber 
gehen noch weit auseinander, es wird jedoch allge- 
mein eine verstärkte Expansion angenommen. Mit 
einem Rückgang des deutschen Anteils am realen 
Welthandel ist nicht zu rechnen. Auf dieser Grund- 
lage und unter Berücksichtigung der Mitte Februar 
1973 getroffenen wechselkurspolitischen Entschei- 
dungen wichtiger Handelspartner wird ein nomina- 
ler Außenbeitrag in Höhe von 13 bis 14 Mrd. DM 
erwartet, der mit einem Anteil von 1 V 2 ®/o am Brutto- 


sozialprodukt im Rahmen der bisherigen mittelfristi- 
gen Zielvorstellungen der Bundesregierung liegt. 
Hinter diesem Ergebnis steht die Annahme eines An- 
stiegs der Exporte von Waren und Dienstleistungen 
um 12 V 2 bis I 3 V 2 Vo und der Importe um 13 bis 14 Va. 
Bei einer solchen Entwicklung dürfte das gegenwär- 
tige Gleichgewicht im Bereich der Leistungsbilanz 
im Jahre 1973 nicht gefährdet sein. 

9 . Die Bundesregierung strebt eine Begrenzung der 
Verbraucherpreisentwicklung auf eine Jahresdurch- 
schnittsrate von 5 V 2 bis 6 V 0 an. Gemessen an den 
längerfristigen stabilitätspolitischen Notwendigkei- 
ten, wäre ein solches Ergebnis zwar noch unbefrie- 
digend. Angesichts des hohen Überhangs von rd. 
3 ^/o am Jahresende 1972 setzt diese Jahresdurch- 
schnittsrate jedoch eine deutliche Verringerung der 
monatlichen Preisrate von 6,5 Vo im Januar 1973 im 
Verlauf des Jahres voraus. Bei der gegebenen Aus- 
gangslage im nationalen und internationalen Be- 
reich würde eine derartige Dämpfung des Preisauf- 
triebs einen erheblichen Stabilisierungsfortschritt 
und zugleich eine Tendenzwende in der Preisent- 
wicklung mit entsprechender Verbesserung der Sta- 
bilitätsaussichten für die Folgejahre darstellen. Die- 
ses anspruchsvolle Stabilisierungsziel für das Jahr 
1973 kann allerdings nicht durch staatliche Maßnah- 
men allein erreicht werden. Seine Realisierung setzt 
vor allem voraus, daß bei den Dispositionen aller 
Beteiligten nicht etwa die Fortsetzung der Preisstei- 
gerungen als Ausgangsbasis gewählt wird. 

10 . Für die Einkommensentwicklung und -Vertei- 
lung stellt die Bundesregierung wie bisher keine 
Leitlinien auf, sondern legt ihrer Jahresprojektion 
lediglich bestimmte Annahmen zugrunde. Sie geht 
bei der projektierten Wirtschaftsentwicklung davon 
aus, daß die Summe des Bruttoeinkommens aus un- 
selbständiger Arbeit (d. h. Bruttolohn- und -gehalts- 
summe einschließlich Arbeitgeberbeiträge zur So- 
zialversicherung) im Jahresdurchschnitt um IOV 2 bis 
IIV 2 Vo zunimmt. Wenn, wie angenommen, die Zahl 
der beschäftigten Arbeitnehmer um gut V 2 ^/o wächst, 
dann entspricht dies (unter Einschluß des Überhangs 
aus dem Vorjahr) einer Zunahme der Bruttolöhne 
und -gehälter je beschäftigten Arbeitnehmer um 
9 bis 10®/o im Jahresdurchschnitt. Beim Bruttoein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
wird in Übereinstimmung mit der erwarteten Be- 
lebung der Investitionsneigung mit einer Zunahme 
um 9 bis 10 Vo gerechnet. 
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B. Für 1973 geplante Wirtschafts- und Finanzpolitik 


11 . Die folgenden Ausführungen beschränken sich 
auf die Darlegung der Grundlinien der für 1973 ge- 
planten Wirtschafts- und Finanzpolitik in Bereichen, 
in denen besondere wirtschaftspolitische Entschei- 
dungen vorgesehen sind. Über die Fortsetzung be- 
reits begonnener Programme und über laufende Ar- 
beiten wird dagegen hier nicht berichtet. Diese wirt- 
schafts- und finanzpolitischen Grundlinien basieren 
auf dem gegenwärtigen Stand der gesamtwirtschaft- 
lichen Diagnosen und Prognosen sowie der wirt- 
schaftspolitischen Problemanalyse. Es ist selbstver- 
ständlich, daß die dargelegten Planungen für die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik im einzelnen erst im 
Laufe des Jahres konkretisiert werden können und 
gegebenenfalls auch an eine veränderte Wirtschafts- 
lage angepaßt werden müssen. 

Die jüngsten währungspolitischen Ereignisse haben 
deutlich gezeigt, wie schnell Planungen und Vorstel- 
lungen durch Vorgänge außerhalb der Bundesrepu- 
blik beeinflußt werden können. Nicht zuletzt durch 
die Initiative und Verhandlungen der Bundesregie- 
rung ist es gelungen, diese Währungsunruhen in 
enger Zusammenarbeit mit den Partnerländern durch 
eine Übereinkunft über die Wechselkurspolitik in 
kurzer Frist zu überwinden. 


I. Politik zur globalen Beeinflussung 
des Wirtschaftsprozesses 

12 . Um die in Teil A dargelegten Ziele erreichen 
zu können, hält die Bundesregierung vor allem eine 
umfassende und zwischen den verschiedenen In- 
stanzen abgestimmte Stabilitätspolitik für notwen- 
dig. Denn die 1973 vorrangige Aufgabe der Eindäm- 
mung des Preisauftriebs und der Einleitung einer 
Tendenzwende für die weitere Preisentwicklung 
kann nur durch ein Bündel wohldosierter und koor- 
dinierter Maßnahmen, nicht aber durch spektaku- 
läre Einzelaktionen bewältigt werden. Die staat- 
lichen Instanzen können ohnehin in unserer Wirt- 
schaftsordnung den Wirtschaftsablauf nur indirekt 
durch eine Veränderung der globalen Rahmenbedin- 
gungen beeinflussen. Da der Handlungsraum der 
nationalen Wirtschafts- und Finanzpolitik sowie der 
Wirkungsgrad ihrer Instrumente zusätzlich durch 
die fortgeschrittene internationale Verflechtung ein- 
geengt ist, hängt der Erfolg der staatlichen Stabili- 
tätspolitik nicht zuletzt von den Dispositionen der 
Marktteilnehmer selbst ab. Die staatlichen Maßnah- 
men können nur dann erfolgreich sein, wenn sie be- 
gleitet werden von einer Korrektur der gegenwärtig 
überhöhten Preis- und Einkommenserwartungen 
aller am Wirtschaftsleben Beteiligten. 

13 . In Übereinstimmung mit dem 15-Punkte-Pro- 
gramm vom 27. Oktober 1972 und der gemeinsamen 
Entschließung des EG-Rates vom 5. Dezember 1972 


hält die Bundesregierung folgende Politik im Jahre 
1973 für erforderlich: 

Geld- und Kreditpolitik 

Erstens: Die gegenwärtig zu hohe Zuwachsrate des 
Geldvolumens sollte im Verlauf des Jahres 1973 
deutlich reduziert werden. Die Bundesregierung un- 
terstützt deshalb die Absicht der Deutschen Bundes- 
bank, ihre auf dieses Ziel ausgerichtete Geld- und 
Kreditpolitik unter Berücksichtigung der außenwirt- 
schaftlichen Gegebenheiten audi in Zukunft weiter 
zu verfolgen. Die Bundesregierung hält es darüber 
hinaus für notwendig, die Bemühungen um eine in- 
ternationale Harmonisierung der Zinspolitik auf der 
Grundlage der stabilitätspolitischen Erfordernisse 
zu intensivieren. Soweit eine Harmonisierung auf- 
grund von Strukturunterschieden zwischen den ein- 
zelnen Ländern nicht erreichbar ist, kann der Spiel- 
raum für eine stabilitätsorientierte Geld- und Kredit- 
politik im Innern auch durch die verstärkte Anwen- 
dung des Bardepotinstrumentes erweitert werden. 
Die Bundesregierung hält deswegen eine unverzüg- 
liche gesetzliche Erweiterung des Ermächtigungsrah- 
mens für das Bardepot bis auf lOOVo für erforderlich. 
Eine entsprechende Novellierung des Bardepotge- 
setzes ist für den beabsichtigten baldigen Abbau der 
bestehenden Kontrollmaßnahmen nach § 23 des 
Außenwirtschaftsgesetzes eine notwendige Voraus- 
setzung. 

Finanzpolitik 

Zweitens: Entsprechend den Eckwertbeschlüssen 
vom 6. September 1972 wird die Bundesregierung 
den Entwurf des Bundeshaushalts 1973 auf ein Vo- 
lumen von 120,4 Mrd. DM (entsprechen einer Zu- 
wachsrate gegenüber dem Ist 1972 von 9,7 ®/o) be- 
grenzen, wobei die Nettokreditaufnahme 4 Mrd. DM 
nicht übersteigen soll. Zur Begrenzung des steigen- 
den Personalaufwands werden beim Bund gleich- 
zeitig die Planstellen im Haushaltsjahr 1973 um 
insgesamt 2 000 verringert. 

Die Bundesregierung fordert die Länder auf, bei 
ihrer eigenen Ausgabengestaltung 1973 sich gleich- 
falls an der angestrebten Zuwachsrate des nomina- 
len Bruttosozialprodukts zu orientieren und durch 
geeignete Maßnahmen auf die Gemeinden hinzu- 
wirken, daß auch diese eine gleichgerichtete Haus- 
haltspolitik betreiben. Sie selbst hat keine unmittel- 
baren Einwirkungsmöglichkeiten auf die Gestaltung 
der Länder- und Gemeindehaushalte. 

In Verhandlungen mit den Ländern wird die Bun- 
desregierung anstreben, die Durchführung der Rah- 
menpläne bei den Gemeinschaftsaufgaben nach Ar- 
tikel 91 a des Grundgesetzes zu strecken. Dadurch 
soll eine entsprechende Begrenzung der Ausgaben 
bei Bund und Ländern erleichtert werden. 
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Darüber hinaus beabsichtigt die Bundesregierung, 
eine Rechtsverordnung nach § 19 des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes (Schuldendeckel) vorzulegen, 
nach der die Kreditaufnahme von Bund, Ländern und 
Gemeinden beschränkt wird, sofern sich dies im 
Verlauf des Jahres 1973 als notwendig erweisen 
sollte. 

Drittens: Durch die vom Bundesminister der Finan- 
zen bereits am 15. Dezember 1972 erlassene ver- 
schärfte Regelung der vorläufigen Haushaltsführung 
wird sichergestellt, daß die Ausgaben und Verpflich- 
tungen des Bundeshaushalts bis zur Verabschiedung 
des Haushaltsplans 1973, also etwa im ersten Halb- 
jahr 1973, wirksam beschränkt werden. Danach dür- 
fen Ausgaben für neue Maßnahmen grundsätzlich 
nicht geleistet werden; die Verfügungsmöglichkeiten 
über die Ausgabemittel, vor allem für laufenden 
Sachaufwand und investive Ausgaben, sind darüber 
hinaus bis zum 30. April 1973 auf 25 ®/o und bis zum 
31. August 1973 auf weitere 35 ^/o des vorjährigen 
Haushaltsansatzes begrenzt worden. 

Länder und Gemeinden sollten sich ' entsprechend 
verhalten. 

Viertens: Bei sich verstärkendem Aufschwung müs- 
sen die öffentlichen Haushalte im Jahre 1973 kon- 
junkturgerecht gestaltet werden mit dem Ziel, die 
gesamtwirtschaftliche Nachfrage besser der gesamt- 
wirtschaftlichen Angebotsentwicklung anzupassen. 
Dies gilt unabhängig von der — aufgrund der auch 
mittelfristig erforderlichen Steigerung der öffent- 
lichen Gesamtausgaben — notwendigen „dauerhaf- 
ten Konsolidierung" (JG 1972, Ziffer 388) durch ent- 
sprechende Einnahmeverbesserungen. 

Die Bundesregierung hält deswegen folgende finanz- 
politischen Sofortmaßnahmen für erforderlich: 

a) Um im Bereich der gesamten privaten Nachfrage 
Liquidität und Kaufkraft abzuschöpfen, wird der 
Bund unter Berücksichtigung der Kapitalmarkt- 
lage eine Stabilitätsanleihe — eventuell in meh- 
reren Tranchen — mit einem Gesamtvolumen 
von bis zu 4 Mrd. DM auflegen. Die aufkommen- 
den Mittel sollen auf einem Sonderkonto der. 
Deutschen Bundesbank stillgelegt werden. 

b) Um die Nachfrage- und Einkommensentwicklung 
in den oberen Einkommens- und Ertragsberei- 
chen den konjunkturellen Erfordernissen anzu- 
passen, wird für die Zeit vom 1. Juli 1973 bis 
30. Juni 1974 eine Stabilitätsabgabe in Höhe von 
10 Vo der Körperschaftsteuerschuld sowie der Ein- 
kommensteuerschuld bei Steuerpflichtigen mit 
einem Jahreseinkommen von mehr als 100 000/ 
200 000 DM erhoben. Die dadurch bedingten Ein- 
nahmen des Bundes werden auf einem Sonder- 
konto der Deutschen Bundesbank stillgelegt. Die 
spätere Verwendung dieser Mittel wird gesetz- 
lich geregelt. Dabei sollte in Betracht gezogen 
werden, in welcher Form der Gegenwert für 
Zwecke einer breitgestreuten Vermögensbildung 
verwandt werden kann. 

Durch diese befristete Stabilitätsabgabe werden 
die Eckwertbeschlüsse der Bundesregierung zur 
Höhe des Spitzensteuersatzes nicht berührt. 


c) Die Mineralölsteuer wird ab 1. Juli 1973 um 
5 Pf/1 erhöht. Die Bundesregierung sieht hierin 
auch einen Beitrag zur notwendigen Harmonisie- 
rung der Mineralölsteuer innerhalb der Europä- 
ischen Gemeinschaft. 

Der Bundesminister der Finanzen wird beauf- 
tragt, einen Entwurf zur Vereinfachung der Kraft- 
fahrzeugsteuer vorzulegen, wobei die Neurege- 
lung in sich aufkommensneutral gestaltet wer- 
den soll. 

d) Die Investitionszulagen mit regionalpolitischer 
Zielsetzung (§ 1 Abs. 4 Investitionszulagenge- 
setz) werden für das Bundesgebiet unter Beibe- 
haltung der Präferenzstruktur in der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" mit Wirkung vom 17. Fe- 
bruar 1973 (mit Übergangsregelung) von bisher 
10 ‘^/o auf 7,5 Vo herabgesetzt. In Anbetracht der 
besonderen gesetzlichen Verpflichtung für das 
Zonenrandgebiet bleibt die Investitionszulage 
für Rationalisierungs- und Umstellungsinvesti- 
tionen in Höhe von 7,5 Vo erhalten. 

e) Im Zusammenhang mit der Reduzierung der In- 
vestitionszulagen mit regionalpolitischer Zielset- 
zung wird auch die Investitionszulage für Wirt- 
schaftsgüter, die der Forschung und Entwicklung 
dienen, im gesamten Bundesgebiet mit Wirkung 
vom 17. Februar 1973 (mit Übergangsregelung) 
von 10 Vo auf 7,5 Vo herabgesetzt. 

f) Die Abzugsfähigkeit von Schuldzinsen als Sonder- 
ausgaben wird mit Wirkung vom 1. Januar 1974 
beseitigt. 

g) Die Absetzung für Abnutzung in fallenden Jah- 
resbeträgen bei Gebäuden nach § 7 Abs. 5 EStG 
wird mit Wirkung vom 17. Februar 1973 (mit 
Ubergangsregelung) aufgehoben. Der Ausschluß- 
gilt nicht für den mit öffentlichen Mitteln geför- 
derten Wohnungsbau. 

Weiterhin sollen 

— ein Zahlungstermin bei der Mineralölsteuer in 
der Weise vorgezogen werden, daß die zweite 
Hälfte der Mineralölsteuerschuld für November 
bereits bis zum 27. Dezember des gleichen Jahres 
zu entrichten ist 

und 

— ■ der Zahlungsaufschub bei den Branntweinab- 
gaben ab 1. Juli 1973 von fünf auf drei Monate 
verkürzt werden. 

Im Jahr 1973 anfallende Steuermehreinnahmen wer- 
den, soweit sie nicht zum Ausgleich für neu auftre- 
tende, unabweisbare Mehrbelastungen benötigt wer- 
den, auf einem Sonderkonto bei der Deutschen Bun- 
desbank stillgelegt. 

Außenwirtschafts- und Wettbewerbspolitik 

Fünftens: Die Bundesregierung wird die Bemühun- 
gen der EG-Kommission, durch zeitweilige globale 
Einfuhrerleichterungen das Warenangebot zu er- 
höhen und den Wettbewerb zu fördern, weiterhin 
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nachdrücklich unterstützen. In ihrem eigenen Zu- 
ständigkeitsbereich wird sie den außenwirtschaft- 
lichen Wettbewerb fördern und grundsätzlich keine 
den Stabilitätserfordernissen zuwiderlaufenden 
wettbewerbsbeschränkenden Praktiken zulassen. 

Sechstens: Unabhängig von der auch unter stabili- 
tätspolitischen Gesichtspunkten erforderlichen bal- 
digen Verabschiedung der Kartellgesetznovelle (vgl. 
Ziffern 24 und 25) hält die Bundesregierung es für 
notwendig, die bereits vorhandenen wettbewerbs- 
rechtlichen Möglichkeiten zur Beseitigung miß- 
bräuchlich überhöhter Preise verstärkt zu nutzen. 
Das Bundeskartellamt hat in den letzten Monaten 
eine Vielzahl von Preisbindungen angegriffen. Hier- 
bei handelt es sich um Markenartikel, die von den 
Herstellern auch in andere EWG-Staaten, in denen 
die Preisbindung nicht zulässig ist, exportiert wer- 
den. Durch Reimporte dieser Waren kann die inlän- 
dische Preisbindung unterlaufen werden. Die Auf- 
rechterhaltung solcher Preisbindungen sieht das 
Bundeskartellamt als mißbräuchlich und damit unzu- 
lässig an. 


Preis- und Lohnpolitik 

Siebtens: Die Bundesregierung hält es für uner- 
läßlich, daß die staatlichen Maßnahmen durch eine 
entsprechende Preis- und Lohnpolitik der Unterneh- 
men und Tarifvertragsparteien unterstützt werden. 
Eine volle Ausschöpfung aller sich am Markt bie- 
tenden Preis- und Lohnerhöhungsspielräume würde 
die Bewältigung der gemeinsamen Stabilisierungs- 
aufgabe unmöglich machen. Eine Fortsetzung der 
derzeitigen Preiserhöhungen auf den Produzenten- 
und Handelsstufen ist mit dem angestrebten Stabili- 
sierungsziel nicht vereinbar. Die bisherigen Tarif- 
abschlüsse entsprechen insgesamt eher der lohn- 
politischen Hypothese der Status-quo-Prognose des 
Sachverständigenrates (Anstieg der Verbraucher- 
preise im Jahresdurchschnitt von etwa 6V2V0) als 
der lohnpolitischen Annahme für die von der Bun- 
desregierung angestrebte Entwicklung (Begrenzung 
der Verbraucherpreiserhöhung auf 5V2 bis 6 Vo im 
Jahresdurchschnitt). Dennoch zeigen sie unverkenn- 
bar das Bemühen der Tarifpartner, den stabilitäts- 
politischen Erfordernissen trotz aller Schwierigkei- 
ten Rechnung zu tragen. Gleichwohl sind seitens der 
Unternehmen und audi seitens der Tarifvertrags- 
parteien verstärke stabilitätspolitische Anstren- 
gungen erforderlich. Die bisherige Tarifentwicklung 
sollte im weiteren Jahresverlauf keinesfalls über- 
schritten und der Abstand zwischen Tarif- und Effek- 
tivlohnentwicklung in engen Grenzen gehalten wer- 
den. Besonders wichtig ist es, daß die Unternehmen 
die gestiegenen Lohnkosten nicht voll in Preiserhö- 
hungen weitergeben. 

14 . Der Konjunkturrat für die öffentliche Hand 
hat sich in seiner Sitzung vom 29. Januar 1973 mit 
der Wirtschaftslage am Jahresbeginn 1973 und der 
absehbaren weiteren Entwicklung befaßt. Die in 
diesem Bericht dargelegte Analyse fand dabei volle 
Zustimmung. 


Bei der Beratung der wirtschafts- und finanzpoliti- 
schen Schlußfolgerungen kam er zu folgendem Er- 
gebnis: 

Der Konjunkturrat für die öffentliche Hand hält es 
für eine vorrangige Aufgabe des Jahres 1973, den 
bestehenden Preisauftrieb einzudämmen und eine 
Tendenzwende für die weitere Preisentwicklung 
herbeizuführen. Dafür sind insbesondere folgende 
Maßnahmen in Betracht zu ziehen: 

— Die gegenwärtige Zuwachsrate des Geld- und 
Kreditvolumens bedarf einer deutlichen Redu- 
zierung, um die Finanzierungsmöglichkeiten 
einzuengen. Die Kreditpolitik der Bundesbank 
ist gegebenenfalls gegenüber Geldzuflüssen 
vom Ausland her stärker als bisher abzusi- 
chern. Die geplante Verbesserung des kredit- 
politischen Instrumentariums sollte sich an 
dem Grundsatz der Wettbewerbsneutralität 
und dem globalen Charakter der Notenbank- 
politik orientieren. Gegenüber dem Instru- 
ment der Kreditplafondierung ist besondere 
Vorsicht angebracht. 

— Die Zuwachsrate des öffentlichen Gesamthaus- 
halts ist 1973 insbesondere auch durch den 
Vollzug der Haushalte auf die angestrebte 
Höhe der Zunahme des nominalen Brutto- 
sozialprodukts (10,5%) zu begrenzen, wobei 
die unterschiedliche Ausgabenstruktur der 
Gebietskörperschaften zu berücksichtigen ist. 
Die restriktive vorläufige Haushaltsführung 
des Bundes ist fortzuführen. Eventuelle Steuer- 
mehreinnahmen sollten zur Verringerung der 
geplanten Kreditaufnahme verwendet werden. 
Länder und Gemeinden sollten sich entspre- 
chend verhalten. 

— Die Bundesregierung sollte prüfen, ob insbe- 
sondere weitere finanzpolitische Maßnahmen 
erforderlich sind, um die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage besser dem Angebotsspielraum an- 
zupassen. 

— ■ Es sollten Maßnahmen ergriffen werden, um 
den Wettbewerb nachdrücklich zu unterstüt- 
zen. Dazu gehört auch die baldige Verabsdiie- 
dung der Novelle zum Kartellgesetz. 

— ■ In ihren Gesprächen mit den Unternehmen 
und den Tarifpartnern sollte die Bundesregie- 
rung weiter auf eine Zurückhaltung in der 
Preis- und Lohnpolitik hin wirken. 

15 , Am 2. Februar 1973 wurden die Perspektiven 
der Wirtschaftsentwicklung sowie die Ziele und 
Grundlinien der Wirtschaftspolitik für das laufende 
Jahr im Rahmen der Konzertierten Aktion erörtert. 

Die Beteiligten bezeichneten es übereinstimmend als 
vorrangige Aufgabe der Wirtschaftspolitik, eine 
weitere Beschleunigung des Preisauftriebs zu ver- 
hindern und eine Tendenzwende herbeizuführen. 
Dies erfordere gemeinsame stabilitätspolitische An- 
strengungen und die konsequente Nutzung der 
wirtschaftspolitischen Aktionsmöglichkeiten. Die 
Wirtschafts- und Finanzpolitik müsse insbesondere 
folgende Maßnahmen in Betracht ziehen: 
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— • Die zu hohe Zuwachsrate des Geld- und Kredit- 
volumens müsse durch entsprechende Maßnah- 
men der Deutschen Bundesbank deutlich herab- 
gesetzt werden, wobei die stabilitätsorientierte 
Geld- und Kreditpolitik gegebenenfalls gegen- 
über Geldzuflüssen vom Ausland her stärker 
abzusichern sei. 

— • Die Steigerungsrate des öffentlichen Gesamt- 
haushalts sollte 1973 den projektierten Zuwachs 
des nominalen Bruttosozialprodukts nicht über- 
schreiten. Die restriktive vorläufige Haushalts- 
führung muß fortgesetzt werden. Eventuelle 
Steuermehreinnahmen sollten stillgelegt oder 
zur Verminderung der geplanten Kreditaufnah- 
me verwendet werden. Die Notwendigkeit einer 
stabilitätsgerechten Finanzpolitik gelte nicht nur 
für den Bund, sondern in gleicher Weise auch für 
die Länder und Gemeinden. 

— Die baldige Verabschiedung der Kartellgesetz- 
novelle und eine Unterstützung des Vorschlags 
der Kommission zu befristeten Zollsenkungen 
und Kontingentserhöhungen in der Europäischen 
Gemeinschaft sollen dazu beitragen, den Wett- 
bewerb zu intensivieren und die preisdämpfen- 
den Wirkungen der geld- und finanzpolitischen 
Globalsteuerung zu unterstützen. 

Zu der Frage, ob und welche zusätzlichen Maßnah- 
men erforderlich seien, um in der weiteren Entwick- 
lung die Gesamtnachfrage besser dem gesamtwirt- 
schaftlichen Angebot anzupassen, ergab sich zwi- 
schen den Beteiligten keine übereinstimmende Auf- 
fassung. 

16 . Aufgrund der Erfahrungen, die bei Anwendung 
der verschiedenen konjunkturpolitischen Instru- 
mente im letzten Konjunkturzyklus gemacht worden 
sind, hält die Bundesregierung eine Überprüfung 
des konjunkturpolitischen Instrumentariums mit 
dem Ziel einer wirksameren Ausgestaltung für er- 
forderlich. Besonders dringlich erscheint ihr eine 
Verbesserung und Erweiterung des kreditpoliti- 
schen Instrumentariums der Deutschen Bundesbank. 
Ihren Gesetzesvorschlag wird die Bundesregierung 
noch in diesem Jahr den gesetzgebenden Körper- 
schaften zuleiten. 

Die Bundesregierung prüft ferner die Möglichkeiten 
für eine Verbesserung des Instrumentariums des 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes. Dabei geht es 
nicht um eine Änderung der Konzeption des Ge- 
setzes, sondern um eine wirksamere Ausgestaltung 
einzelner Instrumente. Eventuelle Vorschläge zur 
Novellierung des Gesetzes wird die Bundesregie- 
rung zu gegebener Zeit vorlegen. 


II. Wirtschaftspolitik im europäischen 
und internationalen Zusammenhang 

17 . Die Wirkungsmöglichkeiten und die Aufgaben 
der deutschen Wirtschaftspolitik müssen zuneh- 
mend im Zusammenhang mit den Integrationsfort- 
schritten in der Europäischen Gemeinschaft gesehen 
werden. Für wichtige Aktionsbereiche wie die Zoll- 


und Handelspolitik liegt die Kompetenz bereits bei 
den Organen der Gemeinschaft. In anderen Berei- 
chen wie der Konjunktur- und Währungspolitik 
haben die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft der 
wachsenden wechselseitigen Abhängigkeit dadurch 
Rechnung getragen, daß sie engere politische Bin- 
dungen zu gemeinsamem Handel eingegangen sind. 
Die deutsche Wirtschaftspolitik muß deshalb immer 
stärker die wirtschaftliche Gesamtlage sowie die 
wirtschaftspolitischen Probleme und Handlungsmög- 
lichkeiten der Gemeinschaft in ihre Entscheidungen 
einbeziehen. Gerade auch zur Lösung binnenwirt- 
schaftlicher Probleme muß sie die Wirtschaftspolitik 
der Gemeinschaft aktivieren und mitgestalten. Dies 
gilt ebenso für die notwendige Reform des inter- 
nationalen Währungssystems und die Weiterent- 
wicklung der internationalen Handelsbeziehungen. 

Wirtschaftspolitik in der Europäischen Gemeinschaft 

18 . Die am 1. Januar 1973 durch den Beitritt von 
Dänemark, Großbritannien und Irland auf neun Mit- 
gliedstaaten erweiterte Europäische Gemeinschaft 
steht nun vor der Aufgabe, beschleunigt ihren inne- 
ren Ausbau fortzusetzen. Wie von den Staats- und 
Regierungschefs auf der Gipfelkonferenz in Paris 
und den zuständigen Gemeinschaftsorganen im Jah- 
resbericht über die Wirtschaftslage der Gemein- 
schaft 1972/73 festgestellt wurde, muß der Dämpfung 
der inflationären Tendenzen und der Wiedererlan- 
gung der Preisstabilität gegenwärtig auch in der 
Gemeinschaft Vorrang eingeräumt werden. Wieder- 
holt haben sich alle Mitgliedstaaten verpflichtet, in 
der Wirtschafts- und Währungsunion eine Gemein- 
schaft der Stabilität und des Wachstums zu bilden. 
Die Bundesregierung hält darum vor allem die voll- 
ständige und strikte Realisierung der Entschließung 
des Rates vom 5. Dezember 1972 über Maßnahmen 
zur Inflationsbekämpfung für dringend geboten. Ihre 
eigene Politik wird sie an dieser gemeinschaftlichen 
Verpflichtung orientieren. 

Außerdem sind in diesem Jahr im Lichte der bisheri- 
gen Erfahrungen die Voraussetzungen für den Über- 
gang zur zweiten Stufe der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion zu schaffen. Neben der vollständigen 
Realisierung der für die erste Stufe von 1971 bis 
1973 vorgesehenen Aktionen gehört dazu insbe- 
sondere die bindende Beschlußfassung der Gemein- 
schaft über diejenigen Maßnahmen, die nach dem 
Übergang zur zweiten Stufe zur vollständigen Ver- 
wirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion 
führen. Die Staats- und Regierungschefs aller neun 
Mitgliedstaaten haben im Oktober 1972 in Paris die 
Entschließungen des Rates und der Vertreter der 
damaligen Mitgliedstaaten vom 22. März 1971 und 
21. März 1972 über die stufenweise Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion vollinhaltlich 
bestätigt und dabei den Grundsatz der Parallelität 
zwischen wirtschaftspolitischen und währungspoliti- 
schen Fortschritten bekräftigt. 

Die Bundesregierung ist fest entschlossen, sich mit 
Nachdruck für die Verwirklichung der gesteckten 
Ziele und der gemeinsam übernommenen Verpflich- 
tungen einzusetzen. Dauerhafte Integrationsfort- 
schritte können nur im ausgewogenen und kohä- 
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renten Vorgehen auf den verschiedenen Gebieten 
und mit einer entsprechenden institutionellen Wei- 
terentwicklung der Gemeinschaft erreicht werden. 
Bereits in der Vergangenheit haben sich deutlich 
die Nachteile gezeigt, die sich bei unterschiedlichem 
Tempo und Ausmaß der Integration ergeben. Die 
Gefahr von Störungen und Friktionen würde dabei 
künftig um so größer, je mehr die Integration ein- 
seitig in Teilbereichen fortschreitet. Eine gemein- 
same Wirtschaftspolitik, die eine ausgewogene Ent- 
wicklung in der Gemeinschaft begünstigt und deren 
grundlegende Ziele die Stabilität, das Wirtschafts- 
wachstum, die Vollbeschäftigung sowie die Verbes- 
serung der sozialen Bedingungen sind, kann nur 
durch bindende Regelungen und gleichgewichtige 
Fortschritte im gesamten Integrationsprozeß erreicht 
werden. 

Vor dem Übergang zur zweiten Stufe der Wirt- 
schafts- und Währungsunion haben der Rat und 
die Regierungen der Mitgliedstaaten noch eine 
Reihe von Schritten zu vollziehen, die in den Ent- 
schließungen vom März 1971 und 1972 als Programm 
der ersten Stufe vorgesehen sind. Dazu gehören 
Maßnahmen zur Harmonisierung der Steuerpolitik 
und der wirtschaftspolitischen Instrumente ebenso 
wie tatsächliche Bemühungen um eine gemeinsame 
Kapitalmarktpolitik mit dem Ziel eines freien Kapi- 
talverkehrs. Zur Harmonisierung des wirtschafts- 
politischen Instrumentariums der Mitgliedstaaten 
sollte möglichst bald die vorgesehene „Richtlinie 
zur Förderung von Stabilität, Wachstum und Voll- 
beschäftigung in der Gemeinschaft" beschlossen 
werden. 

Für die zweite Stufe der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion und den weiteren Ausbau hält die Bun- 
desregierung es für notwendig, von Anfang an zu 
verbindlicheren Formen der Koordinierung und 
Harmonisierung der Wirtschaftspolitiken der Mit- 
gliedstaaten zu kommen. Dazu gehört insbesondere 
auch ein höheres Maß an Verantwortung und Ent- 
scheidungsbefugnissen der Gemeinschaftsorgane mit 
einer entsprechenden Stärkung der demokratischen 
Grundlage der Gemeinschaftsentscheidungen. Nur 
so kann die Einengung der innergemeinschaftlichen 
Wechselkursbandbreiten dauerhaft verwirklicht und 
die mit dem gemeinsamen Interventionssystem ge- 
schaffene monetäre Integration tatsächlich gesichert 
werden. Auch der bis zum 1. April 1973 zu errich- 
tende Europäische Fonds für währungspolitische 
Zusammenarbeit sollte deswegen so gestaltet wer- 
den, daß er zum Kern eines unabhängigen gemein- 
schaftlichen Zentralbanksystems in Europa wird, 
über die Funktion des Fonds im Rahmen des inner- 
gemeinschaftlichen Bandbreitensystems hinaus ist 
im Hinblick auf die gemeinschaftliche Stabilitätsver- 
pflichtung vor allem eine zunehmende Koordinie- 
rung und Harmonisierung der gemeinschaftsinter- 
nen Geld- und Kreditpolitik notwendig. Sollte die 
Einengung nationaler Entscheidungsbefugnisse nicht 
durch entsprechende Gemeinschaftskompetenzen 
ausgeglichen werden, so sind ernste Störungen auf 
dem weiteren Wege zur Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion nicht nur möglich, sondern auch wahr- 
scheinlich. 


19 . Der Ausbau der Gemeinschaft zur Wirtschafts- 
und Währungsunion sowie die Notwendigkeit, 
neben dem Lebensstandard auch die Lebensqualität 
zu verbessern, machen weitere gemeinschaftliche 
Anstrengungen in der Gesellschafts- und Sozialpoli- 
tik, Verbraucherpolitik, Regionalpolitik, Industrie- 
politik, Wissenschafts- und Technologiepolitik, 
Energiepolitik und ümweltschutzpolitik erforderlich. 
Die Gemeinschaft soll sowohl dem wirtschaftlichen 
als auch dem sozialen Fortschritt dienen. Die Pari- 
ser Gipfelkonferenz hat die Organe der Gemein- 
schaft aufgefordert, Aktionsprogramme auszuarbei- 
ten. Die Bundesregierung hat hierzu mit ihrer Ini- 
tiative zur Verwirklichung einer Europäischen 
Sozial- und Gesellschaftspolitik und mit der von 
ihr initiierten Umweltministerkonferenz in Bonn 
bereits wesentliche Anregungen gegeben. 

Bis zum 31. Dezember 1973 soll ein Fonds für Regio- 
nalentwicklung eingerichtet werden, der vom Beginn 
der Zweiten Stufe der Wirtschafts- und Währungs- 
union an aus den eigenen Einnahmen der Gemein- 
schaft mit Mitteln ausgestattet werden soll. Die 
Bundesregierung bejaht im Rahmen eines gleich- 
gewichtigen Ausbaus der Gemeinschaft zur Wirt- 
schafts- und Währungsunion eine solche gemein- 
schaftliche Regionalpolitik. Um eine effiziente Mit- 
telverwendung zu gewährleisten, wird sie sich für 
eine möglichst dezentralisierte Durchführung der 
gemeinschaftlichen Maßnahmen einsetzen. 

Die Bundesregierung unterstützt auch nachdrücklich 
die Bemühungen zur raschen Verwirklichung einer 
gemeinsamen Energiepolitik, um die Versorgung 
der Gemeinschaft mit Energie und Rohstoffen zu 
sichern, die eine unabdingbare Voraussetzung für 
das wirtschaftliche Wachstum ist. 

Vordringlich ist ferner die Festlegung einer ge- 
meinschaftlichen Gesamtkonzeption für die Umwelt- 
politik, auch um das Entstehen neuer Wettbewerbs- 
verzerrungen und Handelshemmnisse innerhalb der 
Gemeinschaft zu vermeiden. 

Reform der internationalen Währungsordnung 

20 . Von hervorragender Bedeutung für den künf- 
tigen wirtschaftspolitischen Handlungsraum der 
Europäischen Gemeinschaft wie auch ihrer einzelnen 
Mitgliedstaaten ist die künftige Gestaltung des 
Weltwährungssystems. Die Bundesregierung be- 
müht sich deshalb gemeinsam mit ihren Partnern in 
der Gemeinschaft um baldige Fortschritte in den 
internationalen Beratungen über die Reform des 
Weltwährungssystems, deren Dringlichkeit durch 
die Wechselkorrekturen von Mitte Februar nicht 
gemindert wurde. Die Mitgliedstaaten haben sich 
inzwischen darauf verständigt, die Gestaltung des 
künftigen Weltwährungssystems nach folgenden 
Grundsätzen anzustreben: 

— ■ feste, aber anpassungsfähige Paritäten, 

— allgemeine Konvertierbarkeit der Währungen, 

— • wirkungsvolle internationale Regulierung der 
Liquiditätsversorgung der Welt, 

— Verringerung der Rolle der nationalen Währun- 
gen als Reserveinstrumente, 
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— wirksame und gerechte Arbeitsweise des An- 
passungsprozesses, 

— • gleiche Rechte und Pflichten für alle Teilnehmer 
am System, 

— Verringerung der destabilisierenden Wirkungen 
von kurzfristigen Kapitalbewegungen, 

— Berücksichtigung der Interessen der Entwick- 
lungsländer. 

Der zur Vorbereitung der Reformarbeiten beim 
Internationalen Währungsfonds (IWF) gebildete 
„Zwanziger-Ausschuß" aus Vertretern der Indu- 
strieländer und der Entwicklungsländer beabsich- 
tigt, bis zur nächsten Jahresversammlung des IWF 
im September dieses Jahres den Grundriß der 
Reform des Währungssystems zu erarbeiten. 

Nach Auffassung der Bundesregierung, die zusam- 
men mit der Bundesbank in diesem Ausschuß ver- 
treten ist, sollte das reformierte Währungssystem 
vor allem der Stabilität in den Mitgliedsländern 
und freien internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
dienen. Wie die Bundesregierung bereits im Jah- 
reswirtschaftsbericht 1972 dargelegt hat, strebt sie 
vor allem eine raschere und wirksamere Zahlungs- 
bilanzanpassung sowie eine bessere Beherrschung 
der internationalen Liquidität an. Da die Zahlungs- 
bilanzpolitik eines jeden Landes die Interessen sei- 
ner Partnerländer unmittelbar berührt, sollten alle 
Mitgliedsländer des IWF stärker als in der Ver- 
gangenheit verpflichtet werden, ihre Wirtschafts- 
und Währungspolitik am internationalen Gleichge- 
wicht zu orientieren und erforderlichenfalls rechtzei- 
tig Anpassungsmaßnahmen, einschließlich der Ände- 
rung unrealistischer Wechselkurse, ergreifen. Der 
IWF sollte die Zahlungsbilanzentwicklung seiner 
Mitglieder kontinuierlich beobachten und, wenn 
nötig, auf deren Zahlungsbilanzpolitik einwirken. 
Die internationale Liquidität wird nur dann unter 
Kontrolle zu bringen sein, wenn sowohl Vorsicht 
bei der Schaffung neuer Sonderziehungsrechte ge- 
übt wird, als vor allem auch dem unkontrollierten 
Wachstum der Devisenreserven Einhalt geboten 
wird. Zahlungsbilanzsalden sollten deshalb künftig 
nicht mehr durch die Ausweitung von Reservever- 
bindlichkeiten finanziert werden dürfen; auch die 
Reservewährungsländer müßten Defizite wieder 
durch Einsatz eigener Reserven abdecken. Dabei 
sollte zugleich verhindert werden, daß andere Wäh- 
rungen Reservecharakter erlangen und daß durch 
die Anlage von Währungsreserven auf internatio- 
nalen Märkten eine potentielle Quelle für eine wei- 
tere Ausdehnung der internationalen Liquidität er- 
öffnet wird. 

Entscheidungen über die weitere Gestaltung 
der Außenwirtschaftsbeziehungen 

21 . Im Bereich der Außenwirtschaftsbeziehungen 
stehen im Jahre 1973 wichtige Entscheidungen an: 

Im September werden im GATT umfassende multi- 
laterale Handelsverhandlungen mit dem Ziel einer 
Ausweitung und immer weitergehenden Liberalisie- 
rung des Welthandels beginnen. Die Bundesrepublik 
hat sich gemeinsam mit den anderen EG-Mitglied- 


staaten und den USA verpflichtet, diese Verhand- 
lungen aktiv zu unterstützen. 

Seit dem 1. Januar 1973 ist auch die Handelspolitik 
gegenüber den Staatshandelsländern Angelegenheit 
der Gemeinschaft. Sie will bis zum 1. April 1973 ein 
gemeinsames Liberalisierungsprogramm verabschie- 
den. Die außenwirtschaftlichen Beziehungen zwi- 
schen Ost und West werden auch Gegenstand der 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa sein. 

Ferner muß die Gemeinschaft schrittweise eine um- 
fassende weltweite Politik der Kooperation mit den 
Entwicklungsländern erarbeiten. Schließlich wird die 
EG die Neuverhandlung der Assoziierungsabkom- 
men mit den afrikanischen Staaten und mit den hin- 
zukommenden Commonwealth-Entwicklungsländern 
aufnehmen sowie die Abkommen mit den Mittel- 
meerländern ausbauen. 

22 . Die Bundesregierung wird sich mit Nachdruck 
darum bemühen, ihre handelspolitische Konzeption, 
die sie bereits in ihrem Jahreswirtschaftsbericht 1972 
niedergelegt hat und die sie erneut bekräftigt, im 
Rahmen der gemeinsamen Handelspolitik der EG 
zu verwirklichen. Dies wird sie insbesondere für das 
handelspolitische Gesamtkonzept der EG anstreben, 
das die Gemeinschaft nach den Beschlüssen der Pari- 
ser Gipfelkonferenz für die kommenden multilate- 
ralen Verhandlungen im GATT bis zum 1. Juli 1973 
zu entwickeln hat. 

Die Bundesregierung wird hierbei und bei den übri- 
gen anstehenden Verhandlungen darauf hinwirken, 
daß die Gemeinschaft auf der Grundlage der Ge- 
genseitigkeit einen substantiellen Beitrag zur wei- 
teren Liberalisierung des Welthandels leistet. Da- 
durch wird der internationale Wettbewerb geför- 
dert, und den Tendenzen zum Preisauftrieb wird 
entgegengewirkt. 

Im Rahmen dieser Ausrichtung der gemeinsamen 
Handelspolitik sollte eine möglichst weitgehende 
und gleichmäßige Öffnung der Märkte in der Ge- 
meinschaft angestrebt werden. 

Zur Sicherung einer harmonischen Entwicklung des 
Welthandels wird sich die Bundesregierung auch 
dafür einsetzen, daß bald der von der Gipfelkonfe- 
renz der Gemeinschaft beschlossene konstruktive 
Dialog mit den USA, Japan, Kanada und den übri- 
gen industrialisierten Handelspartnern aufgenom- 
men wird. 

Eine weltoffene Handelspolitik der Gemeinschaft 
wird wesentlich dazu beitragen, auch mit den Staats- 
handelsländern zu einer stärkeren Arbeitsteilung 
zu kommen und die Entwicklungsländer in die Welt- 
wirtschaft weiter einzugliedern. 

Die Bereitschaft der Bundesregierung zu einem ver- 
stärkten Warenaustausch und zur wirtschaftlichen 
Kooperation mit den Staatshandelsländern ist zu- 
gleich ein wichtiges Element einer Entspannungs- 
und Friedenspolitik. 

Die neuen Assoziierungsabkommen mit den afri- 
kanischen Ländern und die Abkommen mit den Staa- 
ten des Mittelmeerraumes sollen — • unbeschadet 
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der angestrebten weltweiten Ausrichtung der Koope- 
rationspolitik der Gemeinschaft — den besonderen 
Beziehungen der Gemeinschaft zu den Ländern die- 
ser Regionen gerecht werden. 


III. Ordnungspolitik und Strukturpoiitik 
im nationalen Bereich 

Leitbild der Wirtschaftspolitik 

23 . Wirtschaftlicher und sozialer Fortschritt setzt 
eine intakte, leistungsfähige Wirtschaftsordnung 
voraus. Bewährtes Leitbild der Wirtschaftsordnung 
in der Bundesrepublik ist die nach freiheitlichen 
Grundsätzen gestaltete und dem sozialen Fortschritt 
dienende Marktwirtschaft. Diese ist weder Selbst- 
zweck noch gruppenbezogenes Herrschaftsinstru- 
ment; vielmehr steht sie im Dienst des Verbrau- 
chers und sichert die ökonomischen Grundlagen für 
eine Verbesserung der gemeinsamen Lebensbedin- 
gungen. 

Die Marktwirtschaft ist ein dynamisches Ordnungs- 
system. Ihre Fähigkeit, sich auf neue Aufgaben ein- 
zustellen und sich dem gesellschaftlichen Wandel 
ebenso wie der wirtschaftlich-technischen Entwick- 
lung anzupassen, gehört zu ihren entscheidenden 
Vorzügen. Sie braucht hierfür aber nicht nur ein 
freies und zukunftsorientiertes unternehmerisches 
Handeln und den informierten Verbraucher; sie be- 
darf auch der ständigen politischen Weiterentwick- 
lung. Wirksamer Umweltschutz, sozial gerechtere 
Gestaltung und Vereinfachung des Steuersystems, 
ein fortschrittliches Bodenrecht und eine Fortent- 
wicklung der Mitbestimmung sowie eine gleich- 
mäßigere Verteilung des Vermögenszuwachses stär- 
ken das marktwirtschaftliche System und seine poli- 
tische Grundlage. 

Die Bundesregierung wird ihre Wirtschaftspolitik 
an diesen Erkenntnissen und Grundsätzen orientie- 
ren. Sie betrachtet es als ihre Aufgabe, im Rahmen 
der marktwirtschaftlichen Ordnung soziale Gerech- 
tigkeit und individuelle Freiheit mit ökonomischer 
Leistungsfähigkeit und gesellschaftspolitischen Re- 
formen zu verbinden. 

Wettbewerbspolitik 

24 . Eine vordringliche ordnungspolitische, zugleich 
aber auch stabilitätspolitische Aufgabe sieht die Bun- 
desregierung in einer raschen Entscheidung über die 
Kartellrechtsreform. Bereits in der vergangenen 
Legislaturperiode hatte sie einen Entwurf zur Än- 
derung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen (GWB) in den Bundestag eingebracht (Druck- 
sache W2520). Diesen Gesetzentwurf haben die 
Koalitionsfraktionen jetzt dem neuen Bundestag vor- 
gelegt. Schwerpunkte des Entwurfs sind 

— die Einführung einer vorbeugenden Fusions- 
kontrolle, 

— die Verbesserung der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen, 

— Erleichterungen der Kooperation zwischen klei- 
nen und mittleren Unternehmen. 


Vor allem die Fusionskontrolle ist jetzt notwendig. 
Unsere Wirtschaftsordnung muß vor übermäßiger 
Unternehmenskonzentration geschützt werden. Die 
Zahl der großen Unternehmenszusammenschlüsse 
hat in den letzten Jahren stark zugenommen, und ein 
Ende dieser Entwicklung ist nicht abzusehen. Das 
geltende Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
sieht keinerlei Prüfungsmöglichkeiten vor. Ohne 
eine Präsenz der Kartellbehörde auch in diesem Be- 
reich ist eine glaubhafte und wirksame Wettbe- 
werbspolitik heute aber nicht mehr möglich. Ziel der 
Fusionskontrolle ist es, einen wirksamen Wettbe- 
werb zu sichern. Angesichts der europäischen und 
weltweiten Verflechtung der deutschen Wirtschaft 
geht es dabei nicht um eine nur an den Verhältnis- 
sen des Binnenmarktes orientierte Fusionskontrolle. 
Unternehmenskonzentration ist vielfach erforderlich, 
um die Wettbewerbsfähigkeit der inländischen Un- 
ternehmen auf den größeren internationalen Märk- 
ten zu sichern. Diesen Notwendigkeiten trägt der 
Regierungsentwurf zur Kartellgesetznovelle Rech- 
nung. Für die Beurteilung maßgebend ist nicht al- 
lein der nationale Markt, sondern gegebenenfalls 
die weltweite Konkurrenzsituation der am Zusam- 
menschluß beteiligten inländischen Unternehmen. 

Die vorgesehenen Kooperationserleichterungen sol- 
len der Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der klei- 
nen und mittleren Unternehmen dienen. Ohne eine 
ausreichende Zahl solcher Unternehmen ist eine frei- 
heitliche, marktwirtschaftliche Ordnung auf Dauer 
nicht lebensfähig. Sie sind ein wichtiges Betätigungs- 
feld für Erfindungsreichtum und Tatkraft, sie tragen 
entscheidend zur Vielfalt des Angebots an Waren 
und gewerblichen Leistungen bei, sie sind unent- 
behrlich als spezialisierte Zulieferer der Großunter- 
nehmen, und sie fördern den tatsächlichen und po- 
tentiellen Wettbewerb. Die Kartellgesetznovelle 
soll den betroffenen Unternehmen Möglichkeiten er- 
öffnen, sich bei Bedarf zu leistungsfähigen Koopera- 
tionseinheiten zusammenzufinden. Auf diese Weise 
können kleine und mittlere Unternehmen selbstän- 
dig bleiben und zugleich ihre Wettbewerbsfähigkeit 
gegenüber Großunternehmen verbessern. Das gel- 
tende Recht sieht Kooperationserleichterungen im 
wesentlichen nur auf dem Gebiet der gemeinschaft- 
lichen Spezialisierung vor (§ 5 a GWB). Nunmehr 
sollen leistungssteigernde Kooperationsabsprachen 
auf allen Gebieten der unternehmerischen Tätigkeit 
in einem vereinfachten Verfahren zugelassen wer- 
den; die notwendige Begrenzung besteht allerdings 
darin, daß durch solche Vereinbarungen „der Wett- 
bewerb auf dem Markt nicht wesentlich beeinträch- 
tigt wird" (neuer §5b). Außerdem soll Verein- 
barungen zum Schutz des fairen Leistungswettbe- 
werbs ein breiterer Raum als bisher gegeben werden 
(entsprechende Ergänzung des § 28 GWB). Dem 
Schutz der kleinen und mittleren Unternehmen dient 
schließlich auch der dritte Schwerpunkt der No- 
velle, die Verbesserung der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen (§§ 22, 26 Abs. 2 
GWB). Die nationale Wettbewerbspolitik fügt sich 
damit in den größeren Rahmen wettbewerbspoliti- 
scher Bemühungen auf europäischer Ebene ein. Auch 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
sieht die wichtigste Aufgabe der Wettbewerbspolitik 
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darin, einerseits übermäßigen Ballungen wirtschaft- 
licher Macht mehr Aufmerksamkeit zu widmen, an- 
dererseits die leistungssteigernde Kooperation klei- 
ner und mittlerer Unternehmen zu fördern. In die- 
sem Sinne kann die Kartellrechtsreform zu einem 
„praktizierten Leitbild" für die Gemeinschaftspolitik 
werden. 

25 . Bei den weiteren Beratungen der Kartellgesetz- 
novelle werden auch Änderungen und Ergänzungen 
zur Diskussion stehen. Dabei geht es in erster Linie 
um die Erfassung der abgestimmten Verhaltenswei- 
sen und um die Probleme der Preisbindung und 
Preisempfehlung bei Markenwaren. Eine Ergänzung 
des Kartellgesetzes um ein Verbot der abgestimmten 
Verhaltensweisen erforderte eine Formulierung, die 
abgestimmtes Verhalten vom bloßen gleichförmigen 
Verhalten abgrenzt und die für Kartellbehörden und 
Gerichte praktikabel und justitiabel ist. 


Preispolitik 

26 . Sowohl aus ordnungs- als auch aus stabilitäts- 
politischen Gründen hält die Bundesregierung es für 
notwendig, die allgemeine Wettbewerbspolitik nach- 
drücklich mit den Mitteln der speziellen Preispolitik 
und der Verbraucherpolitik zu unterstützen. Für das 
laufende Jahr sind insbesondere folgende Maßnah- 
men vorgesehen: 

— Zur Verbesserung der Markttransparenz im 
Dienstleistungsbereich soll die geltende Preis- 
auszeichnungsverordnung erweitert werden; ins- 
besondere muß dabei sichergestellt werden, daß 
bei Kreditangeboten und der Werbung für Kre- 
dite die effektiven Jahreszinsen angegeben wer- 
den. 

— In der Kraftfahrtversicherung wird die Ende 1972 
vorgenommene Änderung der Kalkulationsvor- 
schriften zu einer stärkeren Individualisierung 
der Unternehmenstarife führen. Darüber hinaus 
sind Änderungen der Vorschriften betreffend den 
Schadenfreiheitsrabatt und die Beitragsermäßi- 
gung aus technischem Überschuß in der Vorberei- 
tung. 

— Die Ärbeiten für eine Neuordnung des Ärznei- 
mittelmarktes aus preis- und wettbewerbspoliti- 
scher Sicht werden fortgesetzt. 


Verbraucherpolitik 

27 . Die Bundesregierung sieht in der Verbraucher- 
politik einen unverzichtbaren Bestandteil der Ord- 
nungspolitik. Neben der schon erwähnten Kartell- 
gesetznovelle und der Neugestaltung der Preisaus- 
zeichnungsverordnung sollen insbesondere folgende 
verbraucherpolitisch wichtige Maßnahmen getroffen 
werden: 

— Durch Änderung des Abzahlungsgesetzes soll 
der Käufer bei Geschäften, die außerhalb der 
ständigen Geschäftsräume des Gewerbetreiben- 
den geschlossen werden, ein Widerrufsrecht er- 
halten. 


— Die Gesamtreform des Lebensmittelrechts, durch 
die der Verbraucher wirksamer vor Gefahren 
geschützt, vor Täuschungen bewahrt und besser 
informiert werden soll, wird wieder in den 
Deutschen Bundestag eingebracht werden. 

■ — Für eine Neuregelung der Allgemeinen Ge- 
schäftsbedingungen sollen Vorschläge ausgear- 
beitet werden, um den Verbraucher vor miß- 
bräuchlichen Vertragsbedingungen zu schützen. 

— Die von den Verbraucherorganisationen durchge- 
führten Preisvergleiche werden verstärkt ge- 
fördert, um die Markttransparenz für den Ver- 
braucher zu erhöhen. 

— Die Bemühungen um eine Verbesserung der Ver- 
braucherkunde im Unterricht durch konkrete 
Maßnahmen — insbesondere die Förderung ge- 
eigneten Unterrichtsmaterials — werden fortge- 
setzt. 


Sektorale Strukturpolitik 

28 . Für die Strukturpolitik stellt sich im Jahre 1973 
unter den Bedingungen des sich vergrößernden 
europäischen Marktes die Aufgabe, dazu beizu- 
tragen, daß die gesamtwirtschaftlichen Möglichkei- 
ten zur qualitativen Erhöhung des Lebensstandards 
und zu dem dafür notwendigen Wachstum der Wirt- 
schaft ausgeschöpft werden. Marktwirtschaftliche, 
Strukturpolitik darf sich nicht nur an den Erforder- 
nissen des Tages orientieren, sie muß sich vor allem 
den Anforderungen der Zukunft stellen. Durch eine 
Verzögerung notwendiger struktureller Verände- 
rungen in der Wirtschaft werden gleichermaßen 
Stabilitäts- und Wachstumschancen vergeben. 

Mit der von ihm bewiesenen Leistungs- und Anpas- 
sungsfähigkeit bietet das System der Marktwirt- 
schaft für die Strukturpolitik die Möglichkeit, Wohl- 
stand und Wohlfahrt der Bürger zu steigern und die 
materiellen Grundlagen für eine allgemeine Erhö- 
hung der Qualität des Lebens zu verbessern. Die 
Strukturpolitik wird die Leistungs- und Anpassungs- 
fähigkeit der Marktwirtschaft nutzen, indem sie 
sektorale und regionale Wandlungsprozesse ein- 
leitet oder ermöglicht und soziale Risiken vermin- 
dert. 

Diesem Ziel dient auch die Förderung der Erstinno- 
vation in volkswirtschaftlich bedeutsamen Fällen. 
Sie trägt der Notwendigkeit Rechnung, Risikokapi- 
tal an das vorhandene Innovationspotential heran- 
zuführen. Des weiteren wird die Forschung und 
Entwicklung im Unternehmensbereich durch eine 
spezifische Investitionszulage gefördert. 

In Bereichen der Wirtschaft, in denen ausnahms- 
weise nicht durch den Markt, sondern durch die 
Administration Preise und Tarife festgesetzt wer- 
den, ist mit besonderer Sorgfalt darauf zu achten, 
daß — nicht zuletzt im Interesse der Unternehmen 
und der Beschäftigten selbst — eine beachtliche 
Steigerung der Produktivität und Anpassungsfähig- 
keit erreicht wird. Die Bundesregierung wird darauf 
achten, notwendige Strukturänderungen auch in 
Bereichen zum Zuge kommen zu lassen, in denen 
staatliche Eingriffe zur Streckung von Anpassungs- 
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Vorgängen unumgänglich sind, um unerwünschte 
gesamtwirtschaftliche Folgen und soziale Härten zu 
vermeiden. 

Energiepolitik 

29 . Die Bundesregierung wird im Laufe des Jahres 
ein energiepolitisches Programm vorlegen, das dem 
Ziel einer mittel- und langfristig preisgünstigen und 
sicheren Energieversorgung auch unter den sich 
weiter wandelnden Verhältnissen auf den Energie- 
märkten der Welt Rechnung trägt. Für die deutsche 
Energiepolitik stellen sich insbesondere folgende 
Aufgaben: 

— Verminderung der Risiken in der Mineralölver- 
sorgung, 

— optimale Nutzung der relativ sicheren und auch 
preisgünstigen Energieträger Braunkohle, Kern- 
energie und Erdgas, 

— Konsolidierung des Steinkohlenbergbaus und 

— Lösung von Zielkonflikten zwischen Umwelt- 
schutz und Sicherung der Energieversorgung, die 
sich vor allem beim Barn von Raffinerien und 
Kraftwerken ergeben können. 

Angesichts des hohen außenwirtschaftlichen Ver- 
flechtungsgrades unserer Energieversorgung muß 
die Energiepolitik durch eine verstärkte internatio- 
nale Zusammenarbeit ergänzt werden. Die Bundes- 
regierung unterstützt daher weiterhin mit Nach- 
druck die Bemühungen der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaft, die Energieversorgung der 
Mitgliedstaaten auf die breite Grundlage einer ge- 
meinsamen Energiepolitik zu stellen. 

30 . Die Nachfrage nach Mineralöl wird in den 
nächsten Jahren weltweit stark ansteigen. Sie wird 
sich auf den Nahen Osten und Nordafrika konzen- 
trieren. Zur Bereitstellung des notwendigen An- 
gebots werden in großem Umfang Investitionen er- 
forderlich sein. Die Weltrohölmärkte befinden sich 
dabei in einem schnellen Umstrukturierungsprozeß. 
Ein Wandel der bisherigen Käufermärkte zu ausge- 
prägten Verkäufermärkten ist zu erwarten. Gleich- 
zeitig gewinnen politische Einflüsse zunehmend an 
Gewicht. 

Die Bundesregierung wird Gespräche mit der Mine- 
ralölwirtschaft aufnehmen, um nachteilige Auswir- 
kungen auf die Versorgung der Bundesrepublik zu 
vermeiden und ein ausreichendes und preisgünsti- 
ges Mineralölangebot in der Bundesrepublik zu ge- 
währleisten. Dabei kommt der Frage der einheimi- 
schen Raffineriekapazität besondere Bedeutung zu. 

Angesichts dieser Entwicklung wird die Bundesre- 
gierung den weiteren Ausbau der relativ schwachen 
Position der deutschen Mineralölgesellschaften mit 
dem Ziel einer Verbesserung und Sicherung der 
deutschen Rohölversorgung weiter unterstützen. 
Das DEMINEX-Programm wird überprüft und den 
veränderten Gegebenheiten des Weltmarktes an- 
gepaßt werden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, den Bau von 
Tankern zu begünstigen, wenn sich für dieses der 


Versorgungssicherheit mit Erdöl dienende Projekt 
im Bereich der deutschen Reeder und der unabhän- 
gigen deutschen Mineralölgesellschaften ein unter- 
nehmerisches Interesse mit ausreichender Risikobe- 
reitschaft bildet. Außerdem wird die Bundesregie- 
rung die Entwicklung einer gemeinsamen Versor- 
gungspolitik der Europäischen Gemeinschaft mit 
Nachdruck unterstützen und eine enge Zusammen- 
arbeit mit den großen Verbraucherländern suchen. 
Sie ist darüber hinaus an einem kooperativen Ver- 
hältnis zu den Förderländern interessiert und würde 
eine effiziente Zusammenarbeit zwischen Gesell- 
schaften von Förderländern und Gesellschaften der 
Bundesrepublik begrüßen. 

Als Absicherung gegen Versorgungsstörungen wird 
die Bundesregierung die bisherigen Vorkehrungen 
verstärken. Sie wird zur Erhöhung der Pflichtvor- 
räte der Mineralölwirtschaft von derzeit 65 auf 
90 Tage in Kürze einen Gesetzentwurf vorlegen. 
Das Projekt einer Bundesrohölreserve von 10 Mil- 
lionen t soll im Rahmen der haushaltsmäßigen Mög- 
lichkeiten fortgeführt werden. 

Für den Fall einer Versorgungskrise werden gesetz- 
liche Vorsdiriften vorbereitet. 

31 . Die Lage des Steinkohlenbergbaus ist nach wie 
vor sehr schwierig. Die heimische Kohle ist gegen- 
wärtig der teuerste Energieträger und in keinem 
Absatzbereich voll wettbewerbsfähig. Die Nach- 
frage ist weiter rückläufig, und die Kohlenhalden 
betragen inzwischen rd. 17 Millionen t. Die Aus- 
wirkungen dieser Situation treffen vor allem das 
wichtigste Bergbauunternehmen, die Ruhrkohle AG, 
die drei Viertel der Steinkohle in der Bundesrepu- 
blik fördert. 

Eine längerfristige Konsolidierung des Steinkohlen- 
bergbaus wird Teil des energiepolitischen Pro- 
gramms sein, das die Bundesregierung im Laufe des 
Jahres 1973 erarbeiten und vorlegen wird. Der 
Steinkohlenbergbau wird auch weiterhin einen 
wichtigen Beitrag zur Energieversorgung der Bun- 
desrepublik leisten müssen. Dies setzt jedoch eine 
nachhaltige Hilfe für die Steinkohle voraus, wobei 
eine Stützung des Absatzes in den beiden Hauptbe- 
reichen, der Eisen- und Stahlindustrie und der 
Elektrizitätswirtschaft von besonderer Bedeutung 
ist. Eine solche Politik erfordert aber zugleich eine 
realistische Unternehmensplanung, bei der alle 
Möglichkeiten der Rationalisierung auszuschöpfen 
und notwendige Anpassungsmaßnahmen an den 
rückläufigen Absatz vorzunehmen sind. Soziale 
Härten können durch die bestehenden sozialen Hil- 
fen vermieden werden. Im Rahmen des energiepoli- 
tischen Konzepts wird zu prüfen sein, ob und wie- 
weit auch die Verbraucher von Energie Lasten tra- 
gen müssen, die mit der erhöhten Versorgungs- 
sicherheit verbunden sind. 

32 . Die Bundesregierung beabsichtigt, mit dem 
4. Atomprogramm in den Jahren 1973 bis 1976 die 
energiewirtschaftlich bedeutungsvolle Forschung 
und Entwicklung im Kernenergiebereich mit einem 
Mittelaufwand von 6,5 Mrd. DM zu fördern. Davon 
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sind 3,4 Mrd. DM für die kerntechnische Entwick- 
lung vorgesehen. 

33 . Im Erdgasbereich unterstützt die Bundesregie- 
rung Bemühungen der Wirtschaft, zur Verbreite- 
rung und Absicherung des relativ knappen Erdgas- 
angebots auf dem internationalen Markt zusätzliche 
Erdgasmengen einzukaufen und auch innerhalb des 
Bundesgebietes die Möglichkeit sinnvoller Explo- 
rationen zu nutzen. 

34 . Zur Neuordnung des Energiewirtschaftsrechts 
wird ein Gesetzentwurf vorbereitet. Ziel dieser 
Neuordnung sind die Erhöhung der Versorgungs- 
sicherheit für die leitungsgebundenen Energien und 
die Vorsorge für den Fall ziviler Versorgungsstö- 
rungen sowie eine Steigerung der Leistungsfähig- 
keit der leitungsgebundenen Energiewirtschaft mit 
Hilfe einer Belebung des Wettbewerbs. Soweit der 
Wettbewerb nicht wirksam werden kann, sollen die 
Verbraucherinteressen durch staatliche Aufsicht si- 
chergestellt werden. 

Strukturpolitische Entscheidungen 
in anderen Sektoren 

35 . Die Bundesregierung wird die Exploration von 
Rohstoffen durch deutsche Unternehmen außerhalb 
des Bundesgebietes weiter fördern. Die Grundlage 
zur späteren Nutzung mariner Lagerstätten ist mit 
der Gründung der „Arbeitsgemeinschaft meeres- 
technisch gewinnbare Rohstoffe" am 12. Dezember 
1972 geschaffen worden. Eine von der Bundesregie- 
rung geförderte Wirtschaftlichkeitsstudie soll der 
deutschen Wirtschaft ein kooperatives Engagement 
im Tiefseebergbau eröffnen. 

36 . Die deutsche Luftfahrtindustrie und — auf ge- 
wissen Gebieten — auch die Raumfahrtindustrie ha- 
ben inzwischen den Anschluß an das internationale 
technische Niveau gefunden. Es stellt sich jetzt die 
Aufgabe, sowohl die Luft- als auch die Raumfahrt- 
programme zusammenzufassen und in eine euro- 
päische Konzeption einzuordnen. Intensiver als bis- 
her muß versucht werden, über das Stadium einer 
Ad hoc-Kooperation in Gemeinschaftsvorhaben wie 
den Airbus hinauszukommen und eine Unterneh- 
mensstruktur zu schaffen, die den Gegebenheiten 
des erweiterten Gemeinsamen Marktes entspricht. 
Der Erfolg dieser Bemühungen wird wesentlich 
davon abhängen, wie weit die europäische Luft- 
und Raumfahrtindustrie sich mit ihren zivilen Pro- 
jekten auf dem Weltmarkt durchsetzt. 

37 . Das im März 1972 vorgelegte Werftgutachten 
empfiehlt der Werftindustrie und der öffentlichen 
Hand Maßnahmen zur Stärkung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der Werften. Nach Vorlage der länger- 
fristigen Investitions- und Strukturvorstellungen 
der Werften im Februar 1973 wird die Bundesregie- 
rung gemäß Kabinettsbeschluß vom 17. Oktober 
1972 prüfen, welche Instrumente zur Unterstützung 
der Bemühungen der Werften geeignet sind. 

Nachdem 1972 ein Globalabkommen in der OECD 
über die Beseitigung von Wettbewerbsverfälschun- 


gen im Schiffbau abgeschlossen wurde, wird sich 
die Bundesregierung weiter um einen möglichst ef- 
fektiven Abbau der Hilfsmaßnahmen und damit 
um eine Normalisierung des Marktes auf interna- 
tionaler Ebene bemühen. Diese Bestrebungen könn- 
ten durch eine Verstärkung des Ungleichgewichts 
zwischen Angebot und Nachfrage gefährdet werden. 
Die Bundesregierung wird daher die durch Expan- 
sionspläne einiger Länder ausgelösten internationa- 
len Beratungen über die zukünftige Marktentwick- 
lung im Schiffbau unterstützen. 

38 . Die Schaffung einer leistungsstarken, auf dem 
Weltmarkt konkurrenzfähigen europäischen EDV- 
Industrie mit angemessener deutscher Komponente 
und die Herstellung ausgewogener Wettbewerbs- 
verhältnisse auf dem europäischen EDV-Markt bil- 
den auch künftig eine wichtige industriepolitische 
Aufgabe. Ebenso muß die EDV-Anwendung zur Ra- 
tionalisierung und Produktivitätssteigerung in der 
deutschen Wirtschaft verbreitert und verbessert 
werden. 

39 . Die Bundesregierung ist sich der schwierigen 
außenwirtschaftlichen Situation der deutschen See- 
schiffahrt bewußt. Bei notwendig werdenden Ent- 
scheidungen wird sie von dem am 31. Oktober 1972 
beschlossenen schiffahrtspolitischen Leitsätzen und 
Maßnahmen ausgehen. Entsprechende Einzelmaß- 
nahmen behält sich die Bundesregierung vor, sobald 
die Ergebnisse des auf Beschluß des Haushaltsaus- 
schusses des VI. Deutschen Bundestages vom Bun- 
desminister für Verkehr in Auftrag gegebenen Gut- 
achtens über einzel- und gesamtwirtschaftliche Ent- 
wicklungstendenzen in der Seeschiffahrt vorliegen. 
Dieses Gutachten wird für Mitte 1973 erwartet. 

Mittelstandspolitik 

40 . Die Verbesserung der Existenz- und Wettbe- 
werbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen 
ist einer der Schwerpunkte der Wirtschaftspolitik 
der Bundesregierung. Eine ausgewogene Unterneh- 
mensgrößenstruktur ist eine wichtige Voraussetzung 
für eine funktionsfähige Marktwirtschaft und sichert 
eine optimale Versorgung der Verbraucher. Kleine 
und mittlere Unternehmen tragen dazu bei, das An- 
gebot von Waren und Dienstleistungen vielfältig zu 
gestalten, damit die breit gefächerte Nachfrage be- 
friedigt werden kann. 

Kleine und mittlere Unternehmen sollen in Zukunft 
diese Funktionen noch besser als bisher wahrneh- 
men können. Deshalb wird die Bundesregierung 
nach Maßgabe der haushaltspolitischen Möglichkei- 
ten folgende Maßnahmen treffen: 

— Die Kooperationsmöglichkeiten dieser Unterneh- 
men sollen durch die Novellierung des Kartell- 
gesetzes erleichtert werden. 

— Bei der Vorbereitung und Durchführung von Ge- 
setzen z. B. in der Steuerpolitik, in der Mitbe- 
stimmungspolitik und in der Vermögensbildungs- 
politik wird den wirtschaftlichen Erfordernissen 
kleiner und mittlerer Unternehmen Rechnung ge- 
tragen werden. 
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— Die im „Aktionsprogramm zur Leistungssteige- 
rung kleiner und mittlerer Unternehmen" vorge- 
sehenen Maßnahmen müssen der modernen Ent- 
wicklung angepaßt werden. In den wichtigsten 
Bereichen des mittelständischen Gewerbes wer- 
den folgende Maßnahmen verstärkt gefördert: 

— Ausbau der bewährten Einrichtung der Be- 
triebsberatung, 

— Vermittlung modernen Führungswissens an 
die Betriebsinhaber, 

— systematische Förderung der Aus- und Fort- 
bildung von Beratern, 

— Unterstützung der Kooperation, 

— Forschungs- und Entwicklungsarbeiten in den 
einschlägigen Forschungsinstituten, 

— Schaffung zusätzlicher Ausbildungsplätze 
durch den Aus- und Aufbau von überbetrieb- 
lichen Berufsbildungsstätten. 

— Darüber hinaus werden auch in Zukunft kleinen 
und mittleren Unternehmen für strukturpolitisch 
bedeutsame Vorhaben öffentliche Finanzierungs- 
hilfen gewährt und die entsprechenden Förde- 
rungsprogramme verstärkt. Besondere Aufmerk- 
samkeit wird dabei den stark nachgefragten und 
bewährten ERP-Kreditprogrammen für 

— Existenzgründungen von Nachwuchskräften, 

— Errichtung mittelständischer Betriebe in neuen 
Wohnsiedlungen, neugeordneten Stadtteilen 
und Gewerbegebieten, 

— bestimmte Investitionen im Rahmen der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" 

gewidmet werden. 

— Die Effizienz der verschiedenen mittelstandspoli- 
tischen Beratungsgremien soll verbessert und die 
Zusammenarbeit mit den Organisationen der 
Wirtschaft intensiviert werden. 

— Die Förderungsmaßnahmen von Bund und Län- 
dern zugunsten kleiner und mittlerer Unterneh- 
men sollen besser als bisher koordiniert und 
ständig auf ihre Wirksamkeit hin überprüft wer- 
den. 

Eine Stärkung der Marktstellung kleiner und mittle- 
rer Unternehmen erwartet die Bundesregierung auch 
von dem — unter Ziffer 28 bereits erwähnten — För- 
derungsprogramm für die Ersteinführung neuer Pro- 
dukte und Verfahren (Erstinnovation). 


Berufsausbildung 

41 , Eine moderne Berufsausbildung ist die not- 
wendige Grundlage für die berufliche und gesell- 
schaftliche Entwicklung des einzelnen. Sie muß es 
dem Berufstätigen möglich machen, seine Kennt- 
nisse und Fähigkeiten auf dem neuesten Stand der 
technischen Entwicklung zu halten und einzusetzen. 
Die Bundesregierung mißt deshalb auch unter wirt- 
schaftspolitischen Gesichtspunkten der Verbesse- 
rung der beruflichen Bildung besondere Bedeutung 
bei. Sie wird sich, wie in der Regierungserklärung 


angekündigt, mit Nachdruck für moderne Ausbil- 
dungsordnungen, die eine breite, auf berufliche Mo- 
bilität angelegte Grundbildung und eine darauf auf- 
bauende berufliche Fachbildung vorsehen, sowie 
für den Ausbau überbetrieblicher Ausbildungsstät- 
ten, den Abbau des Bildungsgefälles zwischen Re- 
gionen, Branchen und Betrieben und für eine bes- 
sere Abstimmung der Berufsausbildung in Schule 
und Betrieb einsetzen. 


Regionale Strukturpolitik 

42 . Regionalpolitik versteht die Bundesregierung 
als Beitrag zur inneren Entwicklungspolitik. Indu- 
strieansiedlungspolitik muß zugleich ein Beitrag zur 
Verbesserung der Qualität des Lebens im Rahmen 
einer gesamträumlichen Zielvorstellung für die Bun- 
desrepublik Deutschland sein. Das Programm der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" wird in diesem Sinne mit 
dem Zweiten Rahmenplan für die Jahre 1973 bis 
1976 fortgesetzt; dabei wird wie bisher der besonde- 
ren Situation des Zonenrandgebietes Rechnung ge- 
tragen. 

Im Jahre 1973 ist eine Novellierung des Investi- 
tionszulagengesetzes erforderlich. Dieser Schritt soll 
einerseits die bereits praktizierte Einbindung in das 
System der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" und die gemein- 
sam angewandten Förderungsgrundsätze bestätigen; 
damit soll die Interpretation der bisher vielfach 
umstrittenen Voraussetzungen für die besondere 
volkswirtschaftliche Förderungswürdigkeit von Vor- 
haben klargestellt werden. Zum anderen muß die 
in Ziffer 13 Buchstaben d und e dargelegte Kürzung 
der Investitionszulagen gesetzlich verankert wer- 
den. 

Besonderes Gewicht wird außerdem auf die Arbei- 
ten zur Neuabgrenzung der Fördergebiete sowie auf 
die Zielfestlegung und Erfolgskontrolle gelegt. So- 
wohl hinsichtlich der Neuabgrenzung und weiteren 
räumlichen Konzentration der Förderung als auch 
zum Ausbau der Erfolgskontrolle ist eine Verbes- 
serung der Regionalstatistik dringend geboten. Die 
Bundesregierung begrüßt die Bemühungen der Län- 
derwirtschaftsministerkonferenz, Verbesserungsvor- 
schläge zu formulieren; sie erwartet daraus einen 
wichtigen Beitrag zur Entwicklung eines Sofortpro- 
gramms, das möglichst schon 1974 realisiert werden 
sollte. 

Die Ergebnisse eines zur Weiterentwicklung der Ge- 
meinschaftsaufgabe eingeleiteten Forschungspro- 
gramms werden im Frühjahr 1973 vorliegen. Dar- 
über hinaus gilt es, die Infrastruktur und den Frem- 
denverkehrsbereich in den Fördergebieten aus- 
zubauen. Eine solche Infrastrukturpolitik ist eine 
wichtige Unterstützung auch für die gewerbliche 
Förderung. Das wird durch Konzentration auf räum- 
liche und sachliche Schwerpunkte möglich. Die Bun- 
desregierung beabsichtigt, der Infrastruktur im Rah- 
men der regionalen Wirtschaftsförderung künftig 
größeres Gewicht zuzumessen. Sie wird unter ande- 
rem der Förderung von Investitionen zur Erhöhung 
des Wohn- und Freizeitwertes der Schwerpunktge- 
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meinden in den Gemeinschaftsaufgabengebieten be- 
sondere Aufmerksamkeit zuwenden. 

Wirtschaftsförderung Berlin 

43. Durch das am 3. Juni 1972 in Kraft getretene 
Viermächte-Abkommen über Berlin sind u. a. die 
wirtschaftlichen Bindungen zwischen Berlin (West) 
und der Bundesrepublik Deutschland international 
anerkannt und die Zugangswege nach Berlin stör- 
frei geworden; jedoch bestehen wesentliche Stand- 
ortnachteile der Berliner Wirtschaft weiter. Die 
Berliner Wirtschaft bedarf daher auch weiterhin 
einer wirksamen Förderung. Die durch das Vier- 
mächte-Abkommen anerkannten Bindungen Berlins 
an das Bundesgebiet werden deshalb weiter ent- 
wickelt. Berlin muß auch als Standort überregiona- 
ler Dienstleistungen und durch Einbeziehung in die 
internationalen Kommunikationen gefördert wer- 
den. 

Innerdeutsche Wirtschaftsbeziehungen 

44. Der Abschluß des Grundvertrages und die fort- 
schreitende Normalisierung der Beziehungen zwi- 


schen den beiden deutschen Staaten schafft einen 
politischen Rahmen, der sich positiv auf die wei- 
tere Entwicklung der Wirtschaftsbeziehungen aus- 
t wirkt. 

In dem Zusatzprotokoll zum Grundvertrag haben 
die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche 
Demokratische Republik in Abschnitt II Nr. 1 ver- 
einbart, „langfristige Vereinbarungen mit dem Ziel 
abzuschließen, eine kontinuierliche Entwicklung der 
wirtschaftlichen Beziehungen zu fördern, überholte 
Regelungen anzupassen und die Struktur des Han- 
dels zu verbessern". Diese Vereinbarungen sollen 
dem beiderseitigen wirtschaftlichen Vorteil dienen. 

Die Bundesregierung wird 1973 wie auch in den ver- 
gangenen Jahren weiter das Ziel verfolgen, den 
— durch das Protokoll über den innerdeutschen 
Handel im Anhang zum EWG-Vertrag EWG-recht- 
lich abgesicherten — innerdeutschen Handel auf der 
Grundlage des Berliner Abkommens auszubauen 
und die Warenstruktur zu verbessern; sie wird fer- 
ner einem weiteren sprunghaften Anstieg des Ak- 
tivsaldos der Bundesrepublik Deutschland in der 
j Handelsbilanz entgegenwirken. 
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C. Stellungnahme der Bundesregierung zum Jahresgutachten 1972 
des Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwickiung 


I. Zielsetzungen und Möglichkeiten 
der Konjunkturpolitik 

45 . Zum neunten Mal hat der Sachverständigenrat 
seinen gesetzlichen Auftrag erfüllt, in einem Jahres- 
gutachten die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in 
der Bundesrepublik zu analysieren und die Urteils- 
bildung bei allen wirtschaftspolitisch verantwort- 
lichen Instanzen sowie in der Öffentlichkeit zu er- 
leichtern. Die Bundesregierung dankt allen Mit- 
gliedern des Sachverständigenrates für ihre inten- 
sive Arbeit am Jahresgutachten 1972. Ebenso er- 
kennt sie dankbar an, daß die Sachverständigen 
auch 1972 an allen Gesprächen im Rahmen der „Kon- 
zertierten Aktion" aktiv teilgenommen haben. 

Die Unabhängigkeit und das hohe wissenschaftliche 
Niveau der Sachverständigen gewährleisten, daß 
ihre gutachtlichen Äußerungen in der Öffentlichkeit 
als objektive Informationsquelle und wichtiger 
Anhaltspunkt für die eigene Meinungsbildung 
akzeptiert werden. Dies kommt sowohl in zustim- 
menden als auch in ablehnenden oder partiell 
distanzierenden Stellungnahmen zum Ausdruck. Die 
Bundesregierung begrüßt diese versachlichende 
Wirkung auf die Meinungsbildung und -äußerung 
der verschiedenen Interessenbereiche und wertet 
sie als einen wichtigen Beitrag zu einer problem- 
gerechten Beurteilung ihrer eigenen Politik. In 
Überschätzung des institutionell und situationsge- 
recht „Machbaren" werden nämlich sonst von der 
Bundesregierung oft Maßnahmen erwartet, über die 
sie aufgrund zweifelsfreier, zeitgerechter Indikato- 
ren nur mutig zu entscheiden brauche, um der kon- 
junkturellen Entwicklung in all ihren Ausprägungen 
die gewünschte Richtung zu geben. In der Realität 
ist die Bundesregierung aber sowohl binnenwirt- 
schaftlich wie international in einen auf Interessen- 
ausgleich gerichteten Prozeß eingebunden, bei dem 
die Zustimmung anderer zu eigenen oder gemeinsa- 
men Aktionen großes Gewicht hat, oft sogar ent- 
scheidend ist. Hinzu kommt, daß die wirtschaftliche 
Entwicklung nur bedingt voraussehbar und ohne 
Überschreitung ordnungspolitischer Grenzlinien 
nicht beliebig manipulierbar ist. In der Bundesrepu- 
blik trägt der Sachverständigenrat dankenswerter- 
weise dazu bei, daß in der öffentlichen Diskussion 
die Grenzen der wirtschaftspolitischen Steuerungs- 
möglichkeiten zunehmend deutlicher werden und 
daß mehr und mehr auch die längerfristigen Folge- 
wirkungen kurzfristiger Ansprüche erkannt und in 
Rechnung gestellt werden. Hierdurch verbessern 
sich insgesamt die Aussichten, daß einerseits über- 
höhte Ansprüche an die wirtschaftspolitischen Ein- 
flußmöglichkeiten vermieden und andererseits zur 
Verstetigung der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 


lung auch solche Maßnahmen durchgesetzt werden 
können, die auf den ersten Blick partiellen Interes- 
sen entgegenzuwirken scheinen, ohne daß dies in 
Wirklichkeit der Fall ist. 

Hervorzuheben ist auch das Bemühen des Sachver- 
ständigenrates, im diesjährigen Gutachten vor allem 
auch die europäischen Rahmenbedingungen der 
deutschen Wirtschafts- und Währungspolitik und die 
dabei auftretenden Probleme transparent zu ma- 
chen. Sowohl die Probleme des Aufbaus der euro- 
päischen Wirtschafts- und Währungsunion als auch 
die aktuelle konjunkturelle Entwicklung der Ge- 
meinschaft werden eingehend analysiert. Mit dieser 
thematischen Erweiterung trägt der Rat einer Ent- 
wicklung Rechnung, die durch eine mit breiter par- 
lamentarischer Zustimmung getroffene politische 
Grundsatzentscheidung eingeleitet wurde. Zugleich 
fördert er die notwendige weitere Meinungsbildung 
und Entscheidungsvorbereitung auf europäischer 
Ebene. 

46 . Sein Gutachten hat der Sachverständigenrat 
diesmal unter den Titel „Gleicher Rang für den 
Geldwert" gestellt. Schon in früheren Gutachten 
hat der Rat die Gleichrangigkeit der gesetzlich vor- 
gegebenen gesamtwirtschaftlichen Ziele unterstri- 
chen; daraus folge, daß immer jenen Zielen die 
größte Aufmerksamkeit zuzuwenden sei, die in der 
jeweiligen gesamtwirtschaftlichen Lage und deren 
absehbarer Entwicklung am wenigsten verwirk- 
licht sind. Die Bundesregierung stimmt diesem 
Grundsatz zu und ist mit dem Sachverständigenrat 
der Auffassung, daß angesichts des Ausmaßes und 
der Dauer der gegenwärtigen Preissteigerungen der 
Sicherung des Geldwertes derzeit eindeutig Priori- 
tät zukommt. 

Die Mehrheit der Sachverständigen vertritt die Auf- 
fassung, über der Zukunft liege jetzt „die Vorbela- 
stung eines bedrückenden Fehlschlags" (JG 1972, 
Ziffer 341). Nach dem damaligen Realignment der 
Wechselkurse, nämlich zu Beginn des Jahres 1972, 
habe geglaubt werden können, daß die Wirtschafts- 
politik die Chance für eine allmähliche Rückkehr zu 
mehr Geldwertstabilität noch einmal geschaffen 
hatte; im Verlauf des Jahres 1972 habe sich aber 
gezeigt, daß die Chancen vergeben waren, die der 
Abschwung für die Verringerung der Inflationsrate 
hätte bedeuten können. Der Geldwert sei in der 
jüngsten Vergangenheit anderen Zielen der Wirt- 
schaftspolitik de facto hintangesetzt worden. Die 
Bundesregierung kann dieser Wertung nicht zustim- 
men. Wie das Votum der Minderheit zeigt, bestehen 
auch innerhalb des Sachverständigenrates Zweifel 
an dieser Beurteilung (JG 1972, Ziffer 427). Daß 
1972 das Ziel der Geldwertstabilität nicht erreicht 
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wurde, liegt weder daran, daß die Bundesregierung 
der Preisstabilität grundsätzlich etwa keinen hin- 
reichenden Stellenwert eingeräumt habe, noch ist sie 
darin begründet, daß die Regierung Chancen ver- 
gab, die sie tatsächlich hätte wahrnehmen können. 
Das von der Mehrheit des Sachverständigenrates 
offenbar für wünschenswert gehaltene längere An- 
dauern des Floatings der Deutschen Mark war nicht 
zuletzt aus außenpolitischen Gründen nicht möglich. 
Und für eine binnenwirtschaftliche Restriktionspoli- 
tik bestand auch nach dem damaligen Urteil des 
Sachverständigenrates aufgrund der zum Jahres- 
beginn 1972 vorliegenden Konjunkturprognosen 
keinerlei Anlaß. Der Sachverständigenrat verweist 
selbst zu Recht auf den besonderen Schwierigkeits- 
grad von Konjunkturprognosen in konjunkturell so 
labilen Situationen wie an der Jahreswende 1971/72. 

Ob der Rat mit seiner Bewertung der Konjunktur- 
politik 1972 und seinen Hinweisen über den Zu- 
sammenhang zwischen der Preisentwicklung und 
dem neuen Konjunkturaufschwung (JG 1972, Zif- 
fern 184 bis 186) ausdrücken wollte, es hätte bei ver- 
haltenem Konjunkturverlauf eine globale Restrik- 
tionspolitik mit entsprechenden Beschäftigungsein- 
bußen durchgesetzt werden sollen, ist nicht klar zu 
sehen. Wenn sich der Rat in seinen grundsätzlichen 
Bemerkungen über die Möglichkeiten der Zielver- 
wirklichung auf die Entwicklung in zwei Jahrzehnten 
Nachkriegszeit beruft, so dürfte er dabei den von 
ihm selbst erwähnten veränderten außenwirtschaft- 
lichen Konstellationen und ebenso den andersgear- 
teten binnenwirtschaftlichen Bedingungen nicht aus- 
reichend Rechnung getragen haben. So unbefriedi- 
gend die gegenwärtige Entwicklung des Geldwertes 
auch ist, sie kann, wenn ein verzerrtes Bild beim 
Leser vermieden werden soll, nicht ohne gleich- 
zeitige Darlegung der unterschiedlichen Vorausset- 
zungen mit der Entwicklung in den 50er und frühen 
60er Jahren verglichen werden. 

47 . Die Bundesregierung stimmt im übrigen mit der 
Darstellung der konjunkturellen Grundlinie des 
Jahres 1972 — wie sie in der interpretierenden 
Chronik des Sachverständigenrates enthalten ist — 
überein. Im Jahresgutachten 1971 hatte der Rat dar- 
gelegt, daß es zum Zeitpunkt der Abschlußarbeiten 
am Gutachten keinen großen Zweifel mehr geben 
konnte, „daß der konjunkturelle Abschwung über 
das hinausgehen wird, was man als Normalisierung 
in der Beanspruchung des Produktionspotentials be- 
zeichnen mag" (JG 1971, Ziffer 317). Eine expansive 
Finanzpolitik hielt der Rat für uneingeschränkt 
konjunkturgerecht. Im Jahresgutachten 1972 ver- 
weist der Rat noch einmal darauf, daß in den 
Herbstmonaten 1971 ein kumulativer Abschwung 
nicht auszuschließen war (JG 1972, Ziffer 122). Da- 
mit wird einmal mehr daran erinnert, daß gegen 
Jahresende 1971 bei den wirtschaftspolitisch Verant- 
wortlichen begründete Sorgen über den weiteren 
Konjunkturverlauf bestehen mußten. Zwar sei um 
die Jahreswende 1971/72 ein deutlicher Wandel im 
Konjunkturklima eingetreten, der jedoch zu einem 
erheblichen Teil nicht durch konjunkturelle Ein- 
flüsse, sondern durch Nadiholeffekte bestimmt war. 
Im Jahresverlauf habe der Aufschwung nur zögernd 


an Kraft gewonnen. Mit dem Rat ist die Bundes- 
regierung der Auffassung, daß im Herbst 1972 die 
Konjunkturentwicklung im Inland durch eine — 
zunächst verhaltene — Expansion bei verstärktem 
Geldwertschwund gekennzeichnet war. 

Für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung war auch 
1972 wiederum von besonderem Gewicht, daß er- 
neut internationale Währungsprobleme zu einer 
kritischen Lage für den binnenwirtschaftlichen Sta- 
bilisierungsprozeß führten. Der Sachverständigenrat 
hatte diesen Sachverhalt in richtiger Wertung des 
Ausmaßes der Schwierigkeiten zum Gegenstand 
eines Sondergutachtens gemacht („Zur währungs- 
politischen Lage im Juli 1972" vom 3. Juli 1972). 
Bundesregierung und Bundesbank sorgten mit ge- 
meinsamen und aufeinander abgestimmten Maßnah- 
men dafür, daß die von der außenwirtschaftlichen 
Liquidität ausgehenden Gefahren zurückgedrängt 
wurden. Damit waren die notwendigen Vorausset- 
zungen geschaffen, um bei gemäßigtem Konjunktur- 
verlauf die Kreditpolitik für die vordringliche sta- 
bilitätspolitische Aufgabe einzusetzen. Die zuneh- 
mend restriktive Orientierung der Kreditpolitik und 
ihre außenwirtschaftliche Absicherung entsprachen 
nicht nur der konjunkturellen Situation, sondern 
auch der ordnungspolitischen Aufgabe, jene Liquidi- 
tätsbewegungen einzuengen, die sich von der güter- 
wirtschaftlichen Substanz gelöst haben und infla- 
tionären Charakter tragen. 

48 . Der Sachverständigenrat tritt mit überzeugen- 
den Begründungen den Gefahren einer Gewöhnung 
an die Inflation entgegen. Die Bundesregierung be- 
grüßt diese klaren Aussagen. Hin und wieder wird 
nämlich der Versuch unternommen, die Illusion zu 
verbreiten, eine vollständige und allgemeine An- 
passung an eine ständige hohe Geldentwertungsrate 
sei möglich. Im Gutachten wird deutlich vor Augen 
geführt, daß auch bei vermeintlicher Überlistung des 
inflationären Prozesses durch Geldwertsicherungs- 
und Indexklauseln seine Beschleunigung nicht ver- 
hindert wird und somit eine Entwicklung entsteht, 
die die Geldverfassung stets weiter aushöhlt und 
schließlich im Wege von Ersatzlösungen die markt- 
wirtschaftliche Ordnung in Frage stellt. Die Bun- 
desregierung hat mehrfach betont und wiederholt 
hier, daß für sie die Sicherung der geldwertgerediten 
Funktionsfähigkeit der Volkswirtschaft Grundlage 
ihrer Wirtschafts- und Finanzpolitik ist. Gerade weil 
sie die Gefahr nicht verkennt, die in den Versuchen 
einer vorwegnehmenden Einrechnung erwarteter 
Preissteigerungen liegt, bemüht sie sich mit Vor- 
rang um eine verstärkte und nachhaltige Bekämp- 
fung des Preisauftriebs im nationalen und inter- 
nationalen Bereich. 


II. Handlungsraum der Finanzpolitik 

49 . Wenn der Sachverständigenrat — wiederum 
sehr eingehend — die finanzpolitische Entwicklung 
im Jahre 1972 würdigt, so geschieht dies vor allem 
unter dem Aspekt des Beitrags der öffentlichen 
Haushalte zur Eindämmung des starken Preisauf- 
triebs. Die finanzpolitische Chronik des Jahres 1972, 
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die der Rat zeichnet, spiegelt anschaulich die Sach- 
zwänge wider, denen die öffentlichen Haushalte un- 
terworfen sind und denen sie sich besonders bei 
länger anhaltenden starken Preis- und Lohnsteige- 
rungen gegenübersehen. 

Die Tatsache, daß bei der Aufstellung der Haushalts- 
pläne für 1972 zunächst — auch nach Meinung des 
Rates — • von einer spürbar nachlassenden gesamt- 
wirtschaftlichen Nachfrage auszugehen war, die 
Konjunkturprognosen aber im Jahresverlauf korri- 
giert werden mußten, stellte an die Finanzpolitik 
hohe Anforderungen hinsichtlich der Anpassung an 
die veränderten Entwicklungstendenzen. So waren 
Eventualhaushalte sowohl vom Bund als auch von 
den Ländern für den Fall eines starken Konjunktur- 
abschwungs geplant. Sie hätten ohne zeitliche Ver- 
zögerung zur Gegensteuerung verwendet werden 
können. Sie brauchten jedoch nicht eingesetzt zu 
werden, weil sich die private Nachfrage kräftiger 
entwickelte als zunächst erwartet wurde. Bei dem 
Bemühen um eine restriktive Haushaltsführung im 
Verlauf des Jahres wurde erneut deutlich, daß eine 
konjunkturpolitische Steuerung auf der Ausgaben- 
seite der öffentlichen Haushalte angesichts eines — 
auch vom Rat anerkannten — aufgestauten Bedarfs 
an öffentlichen Leistungen und bei Preissteigerun- 
gen, die sich besonders im Bereich der staatlichen 
Nachfrage auswirken, immer schwieriger wird. Im- 
merhin gelang es der Bundesregierung, zwangs- 
läufige Mehrausgaben, die im Verlauf des Jahres 
anfielen, durch weitere Minderausgaben (über die 
bereits im Entwurf eingestellte globale Minderausga- 
be von 1,2 Mrd. DM hinaus) innerhalb des geplan- 
ten Volumens weitgehend aufzufangen. Diese Aus- 
gabenbegrenzung führte zusammen mit den Steuer- 
mehreinnahmen zu einer wesentlichen Verringerung 
der Neuverschuldung im Vergleich zu den ursprüng- 
lichen Planungen: So beträgt die tatsächliche Netto- 
kreditaufnahme des Bundes nur etwa 3 Mrd. DM, 
also weniger als die Hälfte des im Frühjahr 1972 
vorgesehenen Betrages von 7,3 Mrd. DM. 

50 . Die Länder haben 1972 ihre Ausgaben mit rd. 
12V2 ®/o weniger stark erhöht als in den beiden Vor- 
jahren. Gleichzeitig haben sie insbesondere auf- 
grund ihrer erheblichen Steuermehreinnahmen ihr 
nach den Haushaltsplänen vorgesehenes Finanzie- 
rungsdefizit von rd. 5^/2 Mrd. DM nach derzeit vor- 
liegenden Informationen auf schätzungsweise rd. 
2 Mrd. DM verringert und damit — ebenso wie der 
Bund — die Nettokreditaufnahme wesentlich ein- 
schränken können (von knapp 6 auf 3 V 2 Mrd. DM). 

Der Finanzierungssaldo des öffentlichen Gesamt- 
haushalts wird für 1972 mit 14 Mrd. DM von der 
Bundesregierung um etwa 2 Mrd. DM niedriger ein- 
geschätzt als vom Rat (16 Mrd. DM ohne Konjunk- 
turzuschlag): er liegt damit 5 Mrd. DM unter dem 
Betrag, wie er im März 1972 nach den damals sich 
abzeichnenden Haushaltstendenzen vorhersehbar 
war. 

51 . Die Feststellung des Rates, daß öffentliche In- 
vestitionen nur begrenzt zu Lasten der Personal- 
ausgaben ausgeweitet werden können und daß der 


Ausbau der öffentlichen Infrastruktur auch zusätz- 
liches Personal erfordert, trägt zu einer wünschens- 
werten Versachlichung der Diskussion über die Ver- 
besserung der öffentlichen Ausgabenstruktur bei. 
Gerade diese zwangsläufige Verbindung von Sach- 
investitionen und Personalausgaben läßt jedoch für 
die vom Rat geforderte antizyklische Politik auf 
dem Personalsektor nur wenig Spielraum. Die Bun- 
desregierung wird allerdings schon aus Gründen der 
Haushaltsstruktur ihre Bemühungen um eine Be- 
grenzung der Personalkostenexpansion fortsetzen. 
Bund und Länder konnten 1972 ihren Personal- 
kostenzuwachs geringer halten als in den Vorjah- 
ren. 

Der gegenüber dem Sozialproduktswachstum von 
gut 9 ®/o überproportionale Anstieg der Steuerein- 
nahmen von reichlich 14 'Vo in 1972 wird neben ver- 
anlagungstechnischen Gründen vom Rat zutreffend 
mit der Progressionswirkung des Steuersystems so- 
wie mit der kräftigen Erhöhung einiger bedeuten- 
der Verbrauchsteuern begründet. Damit wider- 
spricht er allerdings zugleich seiner eigenen Be- 
hauptung, daß in keinem EWG-Land 1972 nen- 
nenswerte Steuererhöhungen vorgenommen worden 
seien (JG 1972, Ziffer 121). 

52 . Die Steuerquote unter Einbeziehung des Kon- 
junkturzuschlags zu messen, hält die Bundesregie- 
rung für problematisch; danach ergäbe sich ein ge- 
ringfügiger Rückgang der Steuerquote von 23, 2 Vo 
1971 auf 23,1 Vo in 1972. Der Konjunkturzuschlag 
war aber als konjunkturpolitisches Mittel zur vor- 
übergehenden Abschöpfung von privater Kaufkraft 
eingesetzt worden. Zur Darstellung seiner Wirkung 
im gesamtwirtschaftlichen Kreislauf ist es zwar ge- 
rechtfertigt, ihn den Einnahmen zuzurechnen. Da 
der Konjunkturzuschlag aber nicht als Finanzie- 
rungsinstrument diente und er im rechtlichen Sinne 
auch nicht als Steuer betrachtet werden kann, er- 
scheint es nicht zulässig, ihn in die Steuerquote ein- 
zurechnen. Die Steuerquote ist primär als Ausdruck 
für die längerfristige Entwicklung der Steuereinnah- 
men im Verhältnis zum Sozialprodukt zu werten. 
Stellt man dies in Rechnung, so zeigt sich, daß die 
Steuerquote in den genannten beiden Jahren von 
22,7 auf 23,8 Vo angestiegen ist. 

Die Bundesregierung ist sich mit dem Sachverstän- 
digenrat einig, daß ein Konjunkturzusdilag mit 
zeitlich festgelegter Rückzahlungsverpfliditung auf 
Dauer kein geeignetes Instrument ist, um den kon- 
junkturellen Wechsellagen entsprechend zu begeg- 
nen. Die vom Gesetzgeber bestimmte äußerste Zeit- 
grenze für die Rückzahlung des Zuschlags (März 
1973) zwang die Bundesregierung, unter den ungün- 
stigen Terminen den konjunkturell am wenigsten 
schädlichen auszuwählen. Daß mit der gefundenen 
Lösung zu diesem Zeitpunkt der privaten Nachfrage 
ein unerwünschter Schub gegeben werden mußte, 
ist als Zwangsläufigkeit zu werten, die allen Be- 
teiligten für künftige Maßnahmen zu denken geben 
sollte. 

53 . Der Sachverständigenrat wertet die Finanzpo- 
litik erneut mit Hilfe des von ihm entwickelten 
Konzepts eines „konjunkturneutralen Haushalts", 
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das als Maßstab fiir die Beurteilung der Kassenaus- 
gaben und des Finanzierungssaldos dient. Die Bun- 
desregierung hat wiederholt alle Bemühungen be- 
grüßt, die konjunkturelle Wirkung öffentlicher 
Haushalte mit Hilfe verbesserter Methoden zu be- 
urteilen. Wie der Sachverständigenrat erachtet sie 
es für unzureichend, die expansive oder kontraktive 
Wirkung der öffentlichen Haushalte allein am Haus- 
haltsdefizit bzw. -Überschuß zu messen. Allerdings 
wirft auch die Konzeption des Sachverständigen- 
rates Probleme auf, die noch nicht überzeugend ge- 
löst sind (Jahreswirtschaftsbericht 1971, Ziffer 17). 
Problematisch sind insbesondere die Ermittlung des 
Produktionspotentials, das von verschiedenen Stel- 
len erheblich abweichend geschätzt wird, und der 
Ansatz des „konjunkturneutralen Preisniveaus". 
Eine vorsichtige Interpretation der Ergebnisse er- 
scheint daher weiterhin ratsam. 


III. Stabilisierungspolitik 

in der Europäischen Gemeinschaft 

54 . Der Sachverständigenrat beschäftigt sich aus- 
führlich mit den prinzipiellen und den aktuellen 
Problemen der Stabilisierungspolitik in der Euro- 
päischen Gemeinschaft. Er stellt hierzu fest, daß die 
faktischen Integrationsfortschritte zu einer spürba- 
ren Einengung des stabilitätspolitischen Handlungs- 
raums der nationalen Regierungen geführt hätten, 
ohne daß dem bisher als Ausgleich eine entspre- 
chend stärkere Aktivität der Gemeinschaft gegen- 
überstünde. Der Rat konstatiert daher eine „emp- 
findliche Lücke" (JG 1972, Ziffer 24) zwischen dem 
Verlust der einzelnen Mitgliedstaaten an stabilitäts- 
politischen Möglichkeiten und dem, was die Ge- 
meinschaft im Bereich der Stabilitätspolitik gegen- 
wärtig leisten kann. Ursache dieser Lücke ist nach 
seiner Auffassung, daß die wirtschaftspolitische und 
die währungspolitische Seite der angestrebten Union 
nicht parallel entwickelt wurden. 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Rat darin 
überein, daß die Gefahren einer solchen stabilitäts- 
politischen Lücke in der Gemeinschaft während der 
Übergangsphase zur Wirtschafts- und Währungs- 
union nicht unterschätzt werden dürfen. Allerdings 
hält sie die „stabilitätspolitische Lücke" in der Ge- 
meinschaft bis jetzt noch nicht für so gravierend, 
wie dies vom Sachverständigenrat gesehen wird. 
Gleichwohl hat sie sich schon frühzeitig intensiv 
darum bemüht, die Harmonisierung der konkreten 
wirtschaftspolitischen Ziele zwischen den Mitglied- 
staaten voranzutreiben und zu einer wirksamen Ko- 
ordinierung der Wirtschaftspolitik in der Gemein- 
schaft zu kommen. In diesem Zusammenhang würde 
die Bundesregierung Anregungen des Sachverstän- 
digenrates, wie die wirtschaftspolitische Kompo- 
nente gestärkt werden könnte, sehr begrüßen. Ins- 
besondere für die im Lauf des Jahres stattfinden- 
den Beratungen über die Gestaltung der weiteren 
Stufen der Wirtschafts- und Währungsunion wären 
solche Vorschläge nützlich. 

Wie der Sachverständigenrat zutreffend festgestellt 
hat, bestehen in der Gemeinschaft über die allge- 


meinen wirtschaftspolitischen Zielvorstellungen für 
den Wirtschaftsverlauf keine grundlegenden Mei- 
nungsverschiedenheiten unter den Regierungen. 
Ernste Harmonisierungsprobleme entstehen erst, 
wenn in den Ländern unterschiedliche Ziele oder 
einzelne Ziele in unterschiedlichem Ausmaß ver- 
letzt sind. Eine Verabredung über gemeinschaftli- 
ches wirtschaftspolitisches Handeln stößt dann — 
wie die Erfahrungen gezeigt haben — nicht selten 
auf große Schwierigkeiten. Dies darf aber nach Auf- 
fassung der Bundesregierung kein Anlaß dafür sein, 
in den Harmonisierungsbemühungen nachzulassen. 
Sie müssen im Gegenteil verstärkt und auch durch 
einen Ausbau der Gemeinschaftskompetenzen und 
-institutionen ergänzt und effizienter gestaltet wer- 
den. Mit dem Sachverständigenrat ist die Bundes- 
regierung jedoch der Auffassung, daß bis zur Ver- 
wirklichung einer tatsächlichen Gemeinschaftspolitik 
die Mitgliedstaaten ihren vorhandenen autonomen 
Handlungsraum für die Stabilitätspolitik voll nut- 
zen sollten. 

In diesem Zusammenhang ist es zu begrüßen, daß 
der Sachverständigenrat versucht hat, Zyklus und 
Trend der Wirtschaftsentwicklung in der Gemein- 
schaft zu analysieren, um so die Konstitution des 
Integrationsraumes und deren Veränderungen sicht- 
bar zu machen. Für die künftige Gestaltung der 
Konjunkturpolitik wäre vor allem die Klärung der 
Frage bedeutsam, „ob der Punkt im Integrations- 
prozeß innerhalb der Gemeinschaft schon erreicht 
ist, von dem ab der Konjunkturverbund so stark 
ist, daß selbst ein ausgeprägter konjunktureller 
Alleingang ein Land nicht aus dem Konjunkturver- 
bund lösen würde. Ist dieser Punkt erreicht, ver- 
spricht nur noch eine gemeinsame Konjunktur- und 
Stabilitätspolitik Erfolg" (JG 1972, Ziffer 46). Eine 
zufriedenstellende Beantwortung dieser Frage 
konnte der Rat bisher nicht geben. Angesichts der 
Komplexität des Problems „Konjunkturverbund" 
würde die Bundesregierung eine vertiefte und um- 
fassendere Analyse dieses Themas begrüßen. 


IV. Einkommensentstehung 
und Vermögensverteilung 

55 . Der Auffassung des Sachverständigenrates ist 
beizupflichten, daß zu den Bedingungen einer 
günstigen Preisentwicklung ein stabilitätskonformes 
Verhalten der Tarifparteien gehört (JG 1972, Ziffer 
437). Eine solche Einkommenspolitik ist besonders 
dann erfolgversprechend, wenn sie vom Markt her 
nahegelegt wird und mit der Stabilitätspolitik des 
Staates in die gleiche Richtung geht. In der Bundes- 
republik wird diese Koordinierung vor allem durch 
die Gespräche im Rahmen der sogenannten Konzer- 
tierten Aktion angestrebt; hier laufen die Bemü- 
hungen um eine den gesamtwirtschaftlichen Erfor- 
dernissen entsprechende Verhaltensorientierung 
von Gebietskörperschaften, Gewerkschaften und Un- 
ternehmensverbänden zusammen. Der Sachverstän- 
digenrat ist der Meinung, daß die bisherige Bilanz 
der Konzertierten Aktion, gemessen an dem, was 
sich der Staat erhoffte, enttäuschend sei (JG 1972, 
Ziffer 473). Gleichzeitig macht der Rat mit seinen 
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schwerwiegenden Einwänden gegen einen „Stabili- 
tätspakt" allerdings auch deutlich, daß seine in frü- 
heren Jahren geweckten Erwartungen für eine „kon- 
zertierte Stabilisierungsaktion" (JG 1965) wohl 
realitätsfern waren. 

Sicherlich haben die Gespräche der Konzertierten 
Aktion nicht immer das erbracht, was zumindest 
ein großer Teil der öffentlichen Meinung sich von 
ihnen erhoffte. Dennoch dürfte die Konzertierte Ak- 
tion als Diskussionsforum zur Entschärfung des Ver- 
teilungskampfes und auch zu einer vertieften Aus- 
einandersetzung aller Beteiligten mit den gesamt- 
wirtschaftlichen Problemen beigetragen haben. Maß- 
stab für ein Urteil über diese Wirkung auf das ver- 
teilungspolitische Verhalten der Tarifvertragspar- 
teien kann dabei freilich nicht nur die Preis- 
entwicklung sein; vielmehr müssen auch spezifische 
Umstände, die im vergangenen Konjunkturzyklus 
von Einfluß waren — z. B. das anteilige Zurück- 
bleiben der Löhne im Konjunkturauf Schwung und 
die spontanen Arbeitsniederlegungen im Jahre 
1969 — , mitgewichtet werden. Den Verteilungs- 
kampf aufzuheben, ist ohnedies nicht Aufgabe der 
Konzertierten Aktion. Sie ist die Stelle, wo es — > 
wie auch der Sachverständigenrat schreibt — vor 
allem darum geht, über Information und Dialog den 
Kontakt zwischen Staat und autonomen Gruppen in 
der Stabilitätspolitik nicht nur fallweise, sondern 
stetig zu erhalten und aufklärend zu wirken. Durch 
eine gemeinsame Diskussion über gesamtwirt- 
schaftliche Zusammenhänge und eine bessere Ein- 
sicht in die Überlegungen und das Verhalten von 
Gegenseite und Staat wird es den gesellschaftlichen 
Gruppen leichter zu erkennen, was auf die Dauer 
in ihrem eigenen Interesse liegt. 

56 . Bei den vom Sachverständigenrat angesproche- 
nen Preis- und Lohnleitlinien (JG 1972, Ziffer 476) 
ergeben sich nicht nur hinsichtlich der Durchsetzbar- 
keit, sondern auch ordnungspolitisch Probleme. An 
solchen — wohl vor allem staatlich festzulegenden 
— Leitlinien wäre besonders bedenklich, daß sie 
direkten Eingriffen in die autonome Verhaltens- 
koordination der Tarifvertragsparteien und in den 
Marktmechanismus je nach Ausgestaltung nahe- 
oder gleichkämen. Ein Lohn- und Preisstopp würde 
den marktwirtschaftlichen Koordinierungsprozeß 
lahmlegen und überdies die Tarifautonomie der 
Tarifvertragsparteien verletzen. Das ist für die Bun- 
desregierung schon Grund genug, einen solchen 
Schritt nicht in Erwägung zu ziehen. Hinzu kommt, 
daß im Ausland mit dem Preis- und Lohnstopp nega- 
tive Erfahrungen gemacht worden sind, selbst dort, 
wo vereinzelt auf kurze Sicht ein Erfolg erreicht zu 


sein schien. Angesichts dieser Erfahrungen ist es 
durchaus fraglich, ob in der Bundesrepublik ein 
Preis- und Lohnstopp in Ausnahmesituationen zu 
jener „Atempause" bis zur Wirksamkeit traditio- 
neller staatlicher Instrumente führen würde, von 
der der Sachverständigenrat als Möglichkeit spricht. 
Aber auch beim Sachverständigenrat klingt immer- 
hin Skepsis durch, wenn er hinzufügt: „Das Risiko, 
daß dieser Zweck verfehlt wird, es nur zu neuen 
und schlimmeren Fehlentwicklungen kommt, ist 
hoch" (JG 1972, Ziffer 476). Bedauerlich bleibt aller- 
dings, daß der Rat sich nicht zu einer eindeutigen 
Entscheidung gegen einen Lohn- und Preisstopp 
durchringen kann, obwohl er den vielen schwer- 
wiegenden Nachteilen nur sehr unsichere, selbst in 
Ausnahmesituationen kaum zu realisierende Vor- 
teile gegenüberzustellen vermag. 

57 . Die Erfahrungen in der Vergangenheit spre- 
chen für die Ansicht des Rates, daß es nicht oder 
nur in sehr geringem Maße möglich ist, durch Er- 
höhungen der Nominallöhne jene Einkommensver- 
teilung dauerhaft zu ändern, die sich durch die 
Marktkräfte ergibt. Zutreffend führt der Sachver- 
ständigenrat aus, es genüge nicht, daß eine Ver- 
teilungsvorstellung dem Konsistenztest der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung standhält; sie 
müsse auch hinsichtlich des angenommenen Verhal- 
tens bei den Unternehmen und Haushalten reali- 
stisch sein. Es ist folgerichtig, wenn der Rat sich 
auf den Standpunkt stellt, daß die Auseinander- 
setzungen um die Einkommensverteilung in erster 
Linie auf dem Gebiet der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer ausgetragen werden sollten. 

Dafür bieten sich nach Auffassung der Bundesregie- 
rung vor allem folgende Lösungsmöglichkeiten an; 
Vermehrte vermögenswirksame Tarifvertragsver- 
einbarungen und Beteiligung am Zuwachs des Pro- 
duktivvermögens auf der Grundlage der Eckwert- 
beschlüsse der Bundesregierung zur Steuerreform 
und zur Vermögensbildung. Für den Verlauf des 
Stabilisierungsprozesses wird es von großer Bedeu- 
tung sein, ob diese Möglichkeiten und Chancen ge- 
nutzt werden, ohne daß dabei ein zusätzlicher In- 
flationsdruck entsteht, die Investitionen geschmä- 
lert werden und die Arbeitnehmer zu zusätzlicher 
Ersparnisbildung mit entsprechendem Konsumver- 
zicht in unzumutbarer Höhe angehalten werden 
müssen (JG 1972, Ziffer 502). Es ist das Verdienst 
des Rates, wichtige Kriterien geliefert zu haben. Sie 
werden der Bundesregierung bei ihrer intensiven 
Prüfung von Plänen zur Beteiligung der Arbeitneh- 
mer am Zuwachs des Produktivvermögens eine 
wertvolle Entscheidungshilfe sein. 
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Anlage zum Jahreswirtschaftsbericht 1973 


I. Rückblick auf die Jahresprojektion 1972^) 
und die tatsächiich eingetretene Entwickiung 

1. Die wirtschaftliche Entwicklung war 1972 in der 
Bundesrepublik durch eine verhaltene Aufwärtsbe- 
wegung gekennzeichnet. Nachdem noch im Herbst 
1971 von manchen Konjunkturbeobachtern für 1972 
größere Beschäftigungsrisiken und eine stärkere 
Unterauslastung der Kapazitäten nicht ausgeschlos- 
sen worden waren, haben sich Nachfrage und Pro- 
duktion bereits zu Jahresbeginn deutlich belebt. 
Maßgebend für diesen konjunkturellen Klimawech- 
sel dürften insbesondere das währungs- und han- 
delspolitische Realignment vom Dezember 1971, 
die außenwirtschaftlich motivierte Lockerung der 
Geld- und Kreditpolitik, aber auch die Ankündigung 
der — allerdings nicht realisierten — Eventual- 
haushalte sowie die von den öffentlichen Kernhaus- 
halten ausgehenden Impulse gewesen sein. Dazu 
kamen außerkonjunkturelle Faktoren, wie die Ver- 
lagerung von Aufträgen und Produktion infolge des 
Streiks in Teilen der Metallindustrie im Dezember 
1971 und die ungewöhnlich günstigen Witterungs- 
bedingungen zu Jahresbeginn, die die Entwicklung 
im 1. Quartal 1972 zusätzlich begünstigt haben. Mit 
dem Abebben dieser Sondereinflüsse verlief die 
Aufwärtsentwicklung bei Bestellungen, Produktion 
und Absatz in ruhigeren Bahnen. Dennoch dürfte 
der verhaltene Konjunkturanstieg dazu beigetragen 
haben, daß sich das bis zur Jahresmitte festzustel- 
lende allmähliche Nachlassen des Preisauftriebs 
nicht weiter fortgesetzt hat. Im weiteren Jahresver- 
lauf hat sich der Preisanstieg auf der Erzeugerstufe 
und bei den Lebenshaltungskosten sogar — z. T. 
allerdings auch durch Sonderfaktoren beeinflußt — 
wieder beschleunigt. 

2. Um dieser unbefriedigenden Entwicklung zu be- 
gegnen, hat die Bundesbank den zuletzt am 25. Fe- 
bruar 1972 zur Abwehr von Auslandsgeldern auf 
3 Vo reduzierten Diskontsatz von Oktober bis De- 
zember in drei Schritten auf 4 V 2 Vo angehoben. Zur 
Abschirmung von Auslandsgeldern wurde ferner am 
1. Juli das Bardepotgesetz, durch das die Auslands- 
verschuldung der Unternehmen einer Reservehal- 
tung unterworfen wird, verschärft, ein Verzin- 
sungsverbot für Ausländerguthaben erlassen und 
der Erwerb inländischer festverzinslicher Wertpa- 
piere durch Ausländer genehmigungspflichtig ge- 
macht. In die gleiche Richtung zielten die Beschlüsse 
der Bundesregierung vom 9. Juni bzw. 6. September, 
die Nettokreditaufnahme im Bundeshaushalt soweit 
zu begrenzen, daß sie im Ergebnis nur etwa die 
Hälfte des ursprünglich vorgesehenen Betrages von 
7,3 Mrd. DM ausmacht. Länder und Gemeinden wur- 
den um ein gleichgerichtetes Verhalten gebeten. 

3. Beschäftigungsstand und Wirtschaftswachstum 
entsprachen 1972 dem von der Bundesregierung an- 


Jahreswirtschaftsbericht 1972 der Bundesregierung 
(Drucksache VI/3078) 


gestrebten Rahmen. Ein Konjunktureinbruch, wie er 
Ende 1971 nicht ausgeschlossen schien, ist nicht 
eingetreten. Vom Außenbeitrag gingen 1972 keine 
störenden Einflüsse aus; er beanspruchte einen mit 
den mittelfristigen Zielvorstellungen übereinstim- 
menden Anteil des Sozialprodukts. Dagegen wurde 
das in der Jahresprojektion für 1972 gesetzte Ziel 
einer allmählichen Verminderung des Verbraucher- 
preisanstiegs nicht erreicht. 

4. Das Bruttosozialprodukt nahm 1972 real um 
2,9 Vo (Bruttoinlandsprodukt: + 3,0 Vo) zu. Seine 
Steigerung blieb damit an der Obergrenze der in 
der Jahresprojektion genannten Wachstumsrate von 
2 bis 3 Vo. Da auch die Zahl der Erwerbstätigen und 
die Arbeitszeit etwa im erwarteten Maße zurückgin- 
gen, lag der gesamtwirtschaftliche Produktivitäts- 
fortschritt mit 4 Vo ebenso in den Margen der Pro- 
jektion (+ 3 V 2 bis 4 V 2 Vo). Die im Jahreswirtschafts- 
bericht für 1972 mit gut 1 Vo projektierte Arbeits- 
losenquote wurde vom statistischen Ergebnis 
(1,1 Vo) gleichfalls bestätigt. 

5. Die Preisrate der Inlandsnachfrage ging 1972 
von rd. 7 Vo im Vorjahr auf rd. 5 V 2 ®/o zurück. Ange- 
strebt worden war jedoch eine Reduzierung auf 
rd. 5 Vo. Maßgeblich für das Nichterreichen dieser 
Zielsetzung war vor allem der ungünstige Ver- 
lauf der Preise des Privaten Verbrauchs, die im 
Jahresdurchschnitt 1972 um 5,8 Vo und damit um gut 
1 Prozentpunkt stärker, als mit der Jahresprojektion 
vereinbar gewesen wäre, anstiegen. Zu dieser un- 
günstigen Entwicklung beigetragen hat eine welt- 
weite Verknappung bei einzelnen Gütern, insbe- 
sondere im Ernährungsbereich, die eine beträcht- 
liche Steigerung der Weltmarktpreise bewirkte. Im 
Gegensatz zur Entwicklung bei den Verbraucher- 
preisen schwächte sich der Preisanstieg für die 
Anlageinvestitionen in dem erwarteten Maße ab. 

Da sich das Austauschverhältnis im Außenhandel 
— die sog. terms of trade — wieder erheblich zu- 
gunsten der Bundesrepublik verbesserte, war der 
gesamtwirtschaftliche Preisanstieg (der sog. Defla- 
tionierungsfaktor des Bruttosozialprodukts) 1972 
— • wie in den beiden Vorjahren — • höher als die 
Preissteigerung der Inlandsnachfrage. Mit rd. 6 Vo 
lag er zwar deutlich unter der Rate von 1971 
(7V2V0), aber um 1 Prozentpunkt über der projek- 
tierten Größenordnung. 

6 . Die im Vergleich zur Jahresprojektion höheren 
Preissteigerungen schlugen sich in einer entspre- 
chend stärkeren nominalen Aufblähung des Sozial- 
produkts nieder; die nominale Expansion des Brut- 
tosozialprodukts lag mit rd. 9 ^/o — wie die gesamt- 
wirtschaftliche Preisrate — um 1 Prozentpunkt über 
der für 1972 projektierten Obergrenze. Die stärkere 
nominale Entwicklung betraf alle größeren gesamt- 
wirtschaftlichen Nachfrageaggregate. Daher ent- 
sprach auch die 1972 tatsächlich zustande gekom- 
mene nominale Verwendungsstruktur des Brutto- 
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Gegenüberstellung der tatsächlichen Entwicklung 1972 
mit der Jahresprojektion der Bundesregierung, den Vorstellungen des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Gemeinschaftsausschusses der 
Deutschen Gewerblichen Wirtschaft 


Jahresprojektion 

der 

Bundesregierung 


Zielprojek- 
tion des 
Deutschen 
Gewerk- 
schafts- 
bundes 


Bedingte Prognose 
des Gemeinschafts- 
ausschusses 
der Deutschen 
Gewerblichen 
Wirtschaft 


Tatsächliche 
Entwick- 
lung h 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in 

Entstehung des Sozialprodukts 


Erwerbstätige 

- 1 

0 

-0,9 

- 

0,8 

Arbeitlosenquote in Vo 

(gut 1) 

(0,9) 

(12) 


(hl) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 


- 0,6 

-0,5 

— 

0,3 

Bruttoinlandsprodukt 






in Preisen von 1962 (BIP) 

-f2bis T3 

3,0 

+ 2,0 bis b-2,5 

+ 

3,0 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 3 bis V4 

b 3,0 

+ 3,0 bis 1 3,5 

r 

3,8 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

J-3V2bis +4V2 

J 3,6 

+3,5 bis +4,0 

+ 

4,1 

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 

+ 7','2bis -r8'/2 

+ 8,0 

+ ö,5bis +7,0 

1 

9,5 

Staatsverbrauch 

+ 10’/2 bis •: U’/2 

•1-10,0 

+ 11,0 bis -rll,5 

_L 

12,6 

Anlageinvestitionen 

-h3V2 bis 

+ 8,5 

H-5,0 bis 5,5 

+ 

5,6 

Inlandsnachfrage 

1-7 bis +8 

•f 8,3 

+ 7,0 

+ 

8,9 

Außenbeitrag 

Mrd. DM 

(+13 bis +15) 

(1 15,5) 

(-}-14,0) 

( + 

13,3) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in ^’/n 

f J'/i’ bis 2) 

(t,9) 

(t,7) 


(hb) 

Bruttosozialprodukt 

zu Marktpreisen 

+ 7 bis : 8 

J 8,5 

H-7,ü bis +7,5 

-1- 

9,2 

Preisentwicklung 






Privater Verbrauch 

rd. J 4^ 2 

+ 4,0 

+ 4,0 bis -h4,5 

-!- 

5,8 

Inlandsnachfrage 

rd. f 5 


+ 4,5 bis +5,0 

4- 

5,7 

Verteilung des Sozialprodukts 

Volkseinkommen 

+ 6‘/2 bis +7‘/2 


-i-7,0bis -7,5 

-L 

8,9 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
(Summe) 

. +7 bis -8 

•1- 9,8 

-1-6,0 bis -1 6,5 

+ 

9,7 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen (Summe) 

1 

'1-6 bis -r7 

5 

+ 8,5 bis [-9,0 

-1- 

7,1 


h Vorläufige Ergebnisse des Stalistischen Bundesamtes 
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Sozialprodukts trotzdem weitgehend den Vorstel- 
lungen der Jahresprojektion, d. h. die wesentlichen 
Verwendungsaggregate beanspruchten jeweils etwa 
den dort vorgesehenen Anteil am Sozialprodukt. 

7. Von der im Vergleich zur Jahresprojektion 
stärkeren nominalen Zunahme des Sozialprodukts 
profitierten die beiden großen Einkommensarten des 
Volkseinkommens in unterschiedlichem Maße. Mit 
einem Zuwachs um rd. 7 lag das Bruttoeinkom- 
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen an 
der Obergrenze des im Jahreswirtschaftsbericht für 
1972 mit 6 bis 7 ®/o bezifferten Steigerungsrahmens, 
während die Zunahme des Bruttoeinkommens aus 
unselbständiger Arbeit mit rd. 9 V 2 Vo die projek- 
tierte Größenordnung (+ 7 bis 8 Vo) deutlich über- 
traf. 

8. Nach den zu Jahresbeginn 1972 bekannten Aus- 
gabenplanungen der Gebietskörperschaften und der 
damals voraussehbaren Ausgabenentwicklung der 
Sozialversicherungsträger war für die Gesamtaus- 
gaben des öffentlichen Sektors in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung eine Zu- 
nahme um 10 bis 11 ®/o angenommen worden; tat- 
sächlich sind die Ausgaben des öffentlichen Sektors 
1972 um rd. 12 V 2 ^/o angestiegen. Unter den großen 
Ausgabearten ging der Zuwachs des Staatsver- 
brauchs mit ebenfalls rd. I 2 V 2 Vo, insbesondere auf- 
grund der Personalausgabenentwicklung, über den 
Projektionsansatz von IOV 2 bis IIV 2 Vo hinaus; aber 
auch der laufende Sachaufwand überschritt die 
ursprünglichen Vorstellungen. Die öffentlichen Inve- 
stitionen erreichten dagegen bei weitem nicht den 
veranschlagten Umfang. Statt — wie angenommen 
— • um 12 bis 14 ^/o zuzunehmen, blieben sie 1972 um 
2 V 2 ®/ü unter ihrer Vorjahreshöhe. Da die Einnah- 
menentwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts 
den Ansatz der Jahresprojektion weit stärker über- 
traf als die Ausgabenexpansion, wurde das erwar- 
tete Finanzierungsdefizit des Staatssektors deutlich 
unterschritten. 

9. Das inländische Aufkommen an längerfristigen 
Finanzierungsmitteln ist 1972 infolge der kräftigen 
Zunahme der privaten Ersparnisbildung auf eine 
Größenordnung von etwa 90 Mrd. DM gestiegen. Es 
ist damit höher gewesen, als in der Jahresprojektion 
angenommen worden war. Dem stand eine ebenfalls 
über Erwarten expansive Verschuldungsbereitschaft, 
insbesondere des Unternehmenssektors, gegenüber. 
Lediglich die öffentlichen Haushalte hielten sich mit 
ihrer Kreditaufnahme gegenüber den am Jahresbe- 
ginn vorausgeschätzten Beträgen zurück. Bis zur 
Verstärkung der außenwirtschaftlichen Absicherung 
um die Jahresmitte wurde die gesamtwirtschaftliche 
Kreditnachfrage zu einem erheblichen Teil durch 
den Zustrom weiterer ausländischer Finanzierungs- 
mittel befriedigt. Der davon ausgehenden Aufblä- 
hung des inländischen Geldvolumens versuchte die 
Kreditpolitik in der zweiten Jahreshälfte durch 
einen — unter Beachtung des außenwirtschaftlichen 
Handlungsspielraums — • schrittweise verstärkten 
Restriktionskurs entgegenzutreten. Die Finanzie- 
rungskosten stiegen dadurch zwar an, im Umfang 


der Kreditvergabe des inländischen Bankenappara- 
tes schlugen sich diese Maßnahmen jedoch bis zum 
Jahresende noch nicht nennenswert nieder. 


II. Jahresprojektion 1973 

10. Die in die Zukunft weisenden Indikatoren der 
Binnenkonjunktur lassen ebenso wie die günstigen 
Aussichten für die Weltkonjunktur erwarten, daß 
sich der bisher verhaltene Konjunkturanstieg im 
Verlaufe des Jahres 1973 beschleunigen wird. Da 
der Auslastungsgrad der Kapazitäten um die Jah- 
reswende 1972/73 nur geringfügig unter dem län- 
gerfristigen Durchschnitt lag, ist der vorhandene 
Wachstumsspielraum allerdings — insbesondere im 
Vergleich zum Beginn des letzten Konjunkturzyklus 
— ■ sehr begrenzt. Hinzu kommt, daß die Preis- und 
Kostensteigerungen bis zuletzt weit höher waren als 
je in einer so frühen Konjunkturphase. Bei der Ab- 
schätzung der für 1973 vertretbaren Sozialprodukts- 
steigerung muß dies berücksichtigt werden. 

11. Die bis Anfang des Jahres bekannten Progno- 
sen der voraussichtlichen Wirtschaftsentwicklung 
für 1973 von Sachverständigenrat und wirtschafts- 
wissenschaftlichen Forschungsinstituten stimmen für 
den Fall, daß keine zusätzlichen wirtschaftspoliti- 
schen Maßnahmen ergriffen werden, weitgehend mit 
den Erwartungen der Bundesregierung zu diesem 
Zeitpunkt überein. Nach allgemeiner Einschätzung 
dürfte das Bruttosozialprodukt in diesem Jahr unter 
der genannten Voraussetzung des wirtschaftspoli- 
tischen Status quo voraussichtlich real um 4 V 2 bis 
5 V 2 Vo zunehmen und damit — bei einer auf knapp 
4 V 2 % veranschlagten Ausweitung des gesamtwirt- 
schaftlichen Produktionspotentials — der Ausla- 
stungsgrad der Kapazitäten im Jahresdurchschnitt 
1973 wieder ansteigen. Gleichzeitig würde sich nach 
diesen Prognosen der Preisauftrieb nur wenig oder 
gar nicht vermindern. 

12. Nach übereinstimmender Meinung aller Kon- 
junkturbeobachter ist von den im Gesetz zur Förde- 
rung der Stabilität und des Wachstums der Wirt- 
schaft genannten wirtschaftspolitischen Hauptzielen 
für 1973 nur die Preisstabilität ernstlich gefährdet. 
Der Sachverständigenrat fordert somit zu Recht, daß 
ihre Wiederherstellung z. Z. im Vordergrund aller 
wirtschaftspolitischen Bemühungen stehen muß. Die 
Bundesregierung strebt daher in ihrer Jahrespro- 
jektion für 1973 eine günstigere Kombination von 
Wachstum und Preisentwicklung an, als sie sich aus 
der reinen Status quo-Prognose derzeit ergibt. Zwar 
ist es angesichts des hohen Überhangs von Preisen 
und Kosten ohne gleichzeitige massive Gefährdung 
anderer wirtschaftspolitischer Ziele nicht möglich, 
die Preissteigerungen kurzfristig auf ein den mittel- 
fristigen Zielen entsprechendes Maß zu begrenzen. 
Es muß jedoch alles unternommen werden, daß im 
Verlaufe dieses Jahres ein erster deutlicher Schritt 
in dieser Richtung getan wird. Insbesondere ist es 
notwendig, die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
im Jahre 1973 so zu steuern, daß der Auslastungs- 
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grad der Kapazitäten nicht bereits im Durchschnitt 
dieses Jahres wieder zunimmt, da sonst die ange- 
strebte Dämpfung der Preis- und Kostenentwicklung 
zumindest erschwert, wenn nicht in Frage gestellt 
würde. 

Eine wesentliche Voraussetzung für eine solche Be- 
grenzung des gesamtwirtschaftlichen Wachstums ist 
allerdings, daß sich neben dem Bund auch Länder 
und Gemeinden an die Empfehlungen des Konjunk- 
turrates und Finanzplanungsrates vom 14. Septem- 
ber 1972 sowie des Konjunkturrates vom 29. Januar 
1973 halten, die Ausgaben der Gebietskörperschaf- 
ten in diesem Jahr um höchstens 10V2 ^/o auszuwei- 
ten. Die Jahresprojektion basiert auf der Annahme, 
daß alle Gebietskörperschaften diese konjunktur- 
politischen Notwendigkeiten bei ihren Haushalts- 
entscheidungen berücksichtigen und damit einen 
Beitrag zur Einengung der Preiserhöhungsspiel- 
räume leisten. Unter solchen Bedingungen könnte 
auch von den Tarifvertragsparteien eher die in die- 
ser Konjunktursituation erforderliche Zurückhal- 
tung bei den Lohn- und Gehaltsabschlüssen erwartet 
werden. 

13 . Günstige Voraussetzungen für die im Jahres- 
verlauf angestrebte Verlangsamung des Preisauf- 
triebs bei gleichzeitiger Zunahme der gesamtwirt- 
schaftlichen Produktion im Einklang mit dem Pro- 
duktionspotential dürften bei einer 

nominalen Steigerung des Bruttosozialprodukts 

um 10 bis 1 1 Vo 

(nach + 9 °/o im Vorjahr) gegeben sein. Dieser Ent- 
wicklungsrahmen ist daher der Jahresprojektion als 
Zielsetzung für 1973 zugrunde gelegt worden. 

14 . Von der Auslandsnachfrage werden 1973 vor- 
aussichtlich kräftigere konjunkturelle Impulse als 
in den vorhergehenden Jahren kommen, da der 
wirtschaftliche Aufschwung in den USA andauern 
dürfte und auch für die meisten westeuropäischen 
Länder wieder günstigere Konjunkturaussichten be- 
stehen. Darüber hinaus werden die zu Beginn dieses 
Jahres wirksam gewordene Erweiterung der Euro- 
päischen Gemeinschaft sowie die neuen Assoziierun- 
gen dem Handel innerhalb Europas zusätzlichen 
Auftrieb geben. Auch die Nachfrage aus den Ent- 
wicklungsländern wird voraussichtlich wieder be- 
schleunigt zunehmen, da die z. Z. stark ansteigenden 
Rohstoffpreise zu einer verbesserten Zahlungs- 
bilanzsituation dieser Länder führen dürften. Bei 
Berücksichtigung dieser Faktoren und der im Fe- 
bruar 1973 erfolgten wechselkurspolitischen Ent- 
scheidungen wichtiger Handelspartner kann die 
nominale Steigerung der Ausfuhr — einschließlich 
der etwas schwächer expandierenden Dienstlei- 
stungseinnahmen — 1973 auf I 2 V 2 bis I 3 V 2 Vo ver- 
anschlagt werden. Für die Einfuhr von Waren und 
Dienstleistungen wird bei der angestrebten Entwick- 
lung des Bruttosozialprodukts und wegen der wie- 
der stärker steigenden Einfuhrpreise mit 13 bis 14 Vo 
sogar eine noch etwas höhere Zunahme erwartet. 

Unter diesen Voraussetzungen würde der 

Außenbeitrag 1973 mit 13 bis 14 Mrd, DM etwa 

in der Größenordnung des Vorjahres 


liegen und damit einen annähernd gleichen Anteil 
des Sozialprodukts von etwa IV 2 V 0 beanspruchen 
wie 1972. Ein solcher Anteil stünde im Einklang mit 
den mittelfristigen Zielsetzungen der Bundesregie- 
rung. 

Die Inlandsnachfrage müßte dann 1973 wertmäßig 
um 10 bis 11^/0 — also im gleichen Maße wie das 
Bruttosozialprodukt — expandieren, 

damit die Jahresprojektion in ihren wesentlichen 
Zielsetzungen realisiert werden kann. 

15 . lin Rahmen der Inlandsnachfrage werden 1973 
die Investitionen voraussichtlich überproportional 
und damit wesentlich stärker zunehmen als im Vor- 
jahr. Die Jahresprojektion geht von einem nomi- 
nalen 

Zuwachs der gesamten Bruttoinvestitionen um 12 
bis 13 Vo 

aus. Dahinter steht die Erwartung, daß sich die Inve- 
stitionsneigung der Unternehmen nach der vorjäh- 
rigen Stabilisierung 1973 wieder deutlich beleben 
wird, wenn freilich auch nicht in der in früheren ver- 
gleichbaren Konjunkturphasen beobachteten Inten- 
sität. Diese Annahme stützt sich insbesondere dar- 
auf, daß 

— die Investitionsplanungen der Industrie und des 
Baugewerbes nach dem Ifo-Investitionstest für 
1973 wieder eine deutliche Tendenz nach oben 
zeigen, 

— von einer verstärkt wachsenden Auslandsnach- 
frage nach aller Erfahrung auch auf die Investi- 
titionsneigung der Unternehmen Impulse aus- 
strahlen, 

— die Auftragseingänge der Investitionsgüterindu- 
strie aus dem Inland bereits in den letzten Mo- 
naten stetig zugenommen haben. 

Zu berücksichtigen ist auch, daß der Fortfall der 
Investitionssteuer zum 1. Januar 1973 — wie bei 
der stufenweisen Senkung in den Vorjahren — - zu 
einer gewissen Verlagerung von Investitionen vom 
4. Quartal 1972 in das 1 . Quartal 1973 geführt haben 
könnte. 

In der Jahreproduktion wurde ein nominaler Zu- 
wachs der Anlageinvestitionen der Unternehmen 
um 8 V 2 bis 9 V 2 0/0 unterstellt. Real würden sie um 
5 bis 6 Vo und damit deutlich stärker als in den letz- 
ten zwei Jahren zunehmen. 

16 . Im Gegensatz dazu dürfte das Expansionstempo 
der Wohnungsbauinvestitionen 1973 beträchtlich 
nachlassen. Dies ist nicht so sehr auf die in letzter 
Zeit zu beobachtende Verlangsamung in der Ent- 
wicklung der Baugenehmigungen zurückzuführen. 
Der Bauüberhang ist hier nach wie vor sehr hoch, so 
daß die aktuelle Nachfrageentwicklung vermutlich 
vorläufig auf die Wohnungsbautätigkeit nur be- 
schränkten Einfluß haben wird. Berücksichtigt wer- 
den muß jedoch, daß der gewerbliche und öffentliche 
Bau 1973 voraussichtlich wieder einen größeren Teil 
der Baukapazität beanspruchen wird. Die Woh- 
nungsbauinvestitionen dürften daher 1973 ihr Vor- 
jahresergebnis real nur wenig übertreffen; ein- 
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Tatsädiliche Entwiddung 1968 bis 1972 
und Eckwerte der Jahresprojektion für 1973 




1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbstätige 

+ 0,2 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in “/o 

+ 1,9 + 1,5 - 0,1 - 0,8 ±0 

Arbeitlosenquote in ®/o 

(1,5) 

(0,8) 

(0,7) 

(0,8) 

(1,1) 

(knapp 1) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

+ 0,1 

- 0,8 

- 0,3 

“ 0,9 

- 0,3 

±0 

Bruttoinlandsprodukt 







in Preisen von 1962 (BIP) 

+ 7,1 

+ 8,2 

+ 5,9 

+ 2,6 

+ 3,0 

+ 4 bis +5 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 6,9 

+ 6,2 

+ 4,4 

+ 2,7 

+ 3,8 

+4 bis +5 

BIP je Erwerbstätigenstunde 

+ 6,8 

+ 7,1 

+ 4,7 

+ 3,6 

+ 4,1 

+4 bis +5 

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch 

+ 5,8 

+ 10,4 

+ 10,8 

+ 11,0 

+ 9,5 

+8^/2 bis +9V2 

Staatsverbrauch 

+ 3,9 

+ 12,8 

+ 14,6 

+ 19,8 

+ 12,6 

+ 11 V2 bis +12^/2 

Anlageinvestitionen 

+ 9,0 

+ 17,2 

+ 23,9 

+ 12,2 

+ 5,6 

+9^/2 bis +10^/2 

darunter: 

öffentliche Investitionen 

+ 11,8 

+ 13,5 

+ 26,2 

+ 6,1 

- 2,5 

+ I4V2 bis +15V2 

Vorratsveränderung, Mrd. DM 

( + 11,5) 

( + 16,0) 

(+15,3) 

(+ 5,3) 

(+ 5,1) 

(+10 bis +12) 

Inlandsnachfrage 

+ 8,9 

+ 13,0 

+ 14,2 

+ 11,0 

+ 8,9 

+ 10 bis +11 

Außenbeitrag 







Mrd. DM 

(+17,6) 

( + 14,8) 

( + 11,2) 

(+10,2) 

(+13,3) 

(+13bis +14) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in ®/o 

(3,3) 

(2,4) 

(1,6) 

(1,3) 

(1,6) 

(Ph) 

Bruttosozialprodukt 







zu Marktpreisen 

+ 9,0 

+ 12,1 

+ 13,3 

+ 10,7 

+ 9,2 

+ 10bis +11 

Preisentwicklung 







Privater Verbrauch 

+ 1,9 

+ 2,5 

+ 3,6 

+ 5,2 

+ 5,8 

+5^/2 bis +6 

Inlandsnachfrage 

+ 1,5 

+ 3,6 

+ 6,4 

+ 7,2 

+ 5,7 

rd. +5*/2 

Bruttosozialprodukt 

+ 1,6 

+ 3,5 

+ 7,1 

+ 7,7 

+ 6,1 

rd. +5'/2 

Verteilung des Sozialprodukts 







Volkseinkommen 

+ 10,9 

+ 10,5 

+ 14,9 

+ 10,1 

+ 8,9 

+ 10 bis +11 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen (Summe) 

+ 17,5 

+ 6,6 

+ 9,7 

+ 3,7 

+ 7,1 

+9 bis +10 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
(Summe) 

+ 7,4 

+ 12,7 

+ 17,7 

+ 13,3 

+ 9,7 

+ IOV2 bis +1 1^/2 

Nachrichtlich: 

Bruttolohn- und -gehaltssumme 

je beschäftigten Arbeitnehmer 

+ 6,1 

+ 9,2 

+ 14,7 

+ 11,9 

+ 9,4 

+9 bis +10 

Sparquote 

(12,0) 

(12,5) 

(12,7) 

(12,8) 

(14,2) 

(13‘/2) 


1) Eine ausführlichere Zahlenübersidit befindet sidi auf den Seiten 32 bis 34 am Schluß dieses Anhangs. 
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schließlich Preissteigerungen könnte ihr Zuwachs 
etwa 8k'2 bis 9h^2 % betragen. 

17 . Für die öffentlichen Investitionen, die im Vor- 
jahr rückläufig waren, nachdem sie auch 1971 nur 
schwach expandiert hatten, wird 1973 eine nominale 
Steigerung um 14^ 2 bis 15^'2 ^/o erwartet. Diesem 
Zuwachs in der Abgrenzung der volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnung würde in der Abgrenzung 
der Haushaltsrechnung eine Zunahme der Kassen- 
ausgaben für Sachinvestitionen von 9 bis 10 ^/o ent- 
sprechen. Sie steht im Einklang mit dem erklärten 
Ziel, die Wachstumsrate der Haushaltsausgaben 
aller Gebietskörperschaften 1973 auf 10^^2 Vo zu be- 
grenzen. 

Insgesamt würden die Anlageinvestitionen danach 
1973 wertmäßig um 9^'2 bis IOV2 Vo zunehmen. Dabei 
ist eine Steigerung um 8 bis 9 ^/o für die Ausrüstun- 
gen und von 10 bis 11 für die Bauinvestitionen 
unterstellt worden. 

18 . Starke Wachstumsimpulse dürften 1973 — wie 
stets in der Frühphase eines Konjunkturaufschwungs 

— von der Vorratsveränderung ausgehen. Die Un- 
ternehmen pflegen ihre Läger in dieser Konjunktur- 
phase stets besonders kräftig aufzustocken. In der 
Jahresprojektion ist für 1973 eine Zunahme der 
Vorratsveränderung von im Vorjahr gut 5 Mrd. 
DM auf etwa 11 Mrd. DM angenommen worden. 
Diese Größenordnung entspricht — nach Ausschal- 
tung von Sondereinflüssen — etwa den Erfahrungen 
aus früheren Konjunkturzyklen. Von der Vorrats- 
veränderung würde damit allein ein Prozentpunkt 
der projektierten realen Steigerung des Brutto- 
sozialprodukts beansprucht werden. 

19 . Die angestrebte gemäßigte Expansion des So- 
zialprodukts müßte in der gegebenen Situation 
einer sich erst zögernd verbessernden Investitions- 
neigung primär über eine Begrenzung der konsum- 
tiven Ausgabenentwicklung erreicht werden. Im 
Hinblick darauf sollte die 

Zunahme des Staatsverbrauchs 1973 höchstens 

IV/2 bis 12‘!2 Vo 

betragen und damit eher etwas niedriger als im 
Vorjahr ( + 12L^2‘^/o) ausfallen. Diese Entwicklung 
würde mit den Empfehlungen des Finanzplanungs- 
rates und des Konjunkturrates zur Haushaltspla- 
nung der Gebietskörperschaften sowie der Not- 
wendigkeit einer stabilitätsgerechten Erhöhung der 
Löhne und Gehälter des öffentlichen Dienstes in 
Einklang stehen. 

20 . Alle Bemühungen um eine Dämpfung des Ver- 
braucherpreisauftriebs würden erheblich erschwert 

— wenn nicht in Frage gestellt — werden, wenn die 
privaten Verbrauchsausgaben 1973 ihr vorjähriges 
Expansionstempo noch beschleunigen würden. Ins- 
besondere wäre unter solchen Bedingungen die er- 
forderliche Einengung der Preiserhöhungsspiel- 
raume in diesem Nachtragebereich kaum zu erwar- 
ten. ln der Jahresprojektion wird deshalb davon 
ausgegangen, daß es gelingt, die 


Zunahme des Privaten Verbrauchs auf 8^2 bis 

9V2 (1972: + 9V2 ^lo) zu begrenzen. 

Beim Vorjahresvergleich müssen einige im vergan- 
genen Jahr wirksam gewesene Sondereinflüsse be- 
achtet werden. Die Zunahme der — die Entwicklung 
des Privaten Verbrauchs am stärksten bestimmen- 
den — Bruttolohn- und -gehaltssumme würde sich 
zwar nach der Jahresprojektion von 9 ^/o im Vor- 
jahr auf 10 bis 11 % in diesem Jahr beschleuni- 
gen. Andererseits fallen jedoch 1973 einmalige Zah- 
lungen fort, durch die die Verbrauchereinkommen 
1972 zusätzlich verstärkt worden sind. Dabei ist ins- 
besondere an die Rückzahlung des Konjunkturzu- 
schlags sowie die Rückerstattung der in den Jahren 
1968 und 1969 gezahlten Krankenkassenbeiträge 
der Rentner zu denken, die zusammengenommen 
das verfügbare Einkommen der Privaten Haushalte 
1972 einmalig um etwa 5V2 Mrd. DM erhöhten und 
eine entsprechende Verminderung der diesjährigen 
Zunahme zur Folge haben. 

Darüber hinaus berücksichtigt die Jahresprojektion, 
daß in diesem Jahr private Kaufkraft abgeschöpft 
und stillgelegt wird. Alles in allem kann die Zu- 
nahme der verfügbaren Einkommen unter diesen 
Voraussetzungen für 1973 auf 8 bis 9 °/o veran- 
schlagt werden. Der für den Privaten Verbrauch pro- 
jektierte Zuwachs liegt allerdings etwas über die- 
ser Rate, da die Sparquote 1973 wieder etwas zu- 
rückgehen dürfte, nachdem sie im Vorjahr — ^ u. a. 
wahrscheinlich wegen der erwähnten Sonderzah- 
lungen — ungewöhnlich angestiegen war. 

21 . Die gesamtwirtschaftliche Kapazitätsauslastung 
hat im Durchschnitt des Vorjahres etwas unter 
ihrem längerfristigen Durchschnitt gelegen. Mit 
Rücksicht auf die vordringliche Aufgabe der Be- 
grenzung des Preisauftriebs sollte vorläufig trotz- 
dem eine Erhöhung dieses Auslastungsgrades ver- 
mieden werden. Bei einem auf z. Z. knapp 4V2 Vo 
geschätzten Wachstum des gesamtwirtschaftlichen 
Produktionspotentials geht die Jahresprojektion da- 
her für 1973 von einer 

realen Zunahme des Bruttosozialprodukts um 4 

bis 5 Vo 

aus. 

22 . Diese Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion dürfte bei unveränderter Zahl der Er- 
werbstätigen erreicht werden können. Auch die 
durchschnittliche Arbeitszeit aller Erwerbstätigen 
wird sich 1973 voraussichtlich kaum verändern. Da- 
mit würde die für dieses Jahr angestrebte Produk 
tionsausweitung ganz vom Produktivitätsfortschritt 
getragen werden. Entsprechend wird in der Jahres- 
projektion die 

reale Zunahme des Bruttoinlandsprodukts je Er- 
werbstätigenstunde mit 4 bis 5 ^/o angenommen, 

23 . Auch wenn sich die Zahl der Erwerbstätigen 
nach der Jahresprojektion 1973 im Vergleich zum 
Vorjahr nicht verändert, dürfte die Arbeitslosen- 
zahl im Durchschnitt des Jahres wieder etwas zu- 
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rückgehen und die Zahl der ausländischen Arbeit- 
nehmer gleichzeitig weiter ansteigen; denn aus 
Gründen der Altersstruktur, der Verlängerung der 
durchschnittlichen Ausbildungsdauer sowie infolge 
der Einführung der flexiblen Altersgrenze ab 1. Ja- 
nuar 1973 wird die einheimische Erwerbsbevölke- 
rung 1973 weiter schrumpfen. In der Jahresprojek- 
tion wird deshalb für 1973 von einer 

Reduzierung der Arbeitslosenquote von 1,1 im 
Jahresdurchschnitt 1972 auf knapp 1 im Jahres- 
durchschnitt 1973 

ausgegangen. 

Für die Zahl der Selbständigen und mithelfenden 
Familienangehörigen ist etwa der gleiche Rückgang 
unterstellt worden, wie er in den Vorjahren zu be- 
obachten war. Umgekehrt würde die Zahl der be- 
schäftigten Arbeitnehmer nach der Jahresprojektion 
um gut ^/o zunehmen. 

24 . Aus der projektierten nominalen und realen 
Entwicklung des Bruttosozialprodukts ergibt sich für 
1973 ein gesamtwirtschaftlicher Deflationierungsfak- 
tor von rd. 5 V 2 *Vo. Damit würde sich der vorjährige 
Rückgang dieser Rate von 7 V 2 % im Jahre 1971 auf 
6 Vo — wenn auch in unbefriedigendem Maße — ■ 
weiter fortsetzen. 

Aber selbst diese bescheidene Einengung der zwi- 
schen nominaler und realer Sozialproduktsentwick- 
lung bestehenden Kluft wird nur durch erhebliche 
Anstrengungen aller am Wirtschaftsprozeß Beteilig- 
ten erreicht werden können. Dazu gehört insbeson- 
dere eine maßvolle Preispolitik der Unternehmen, 
die nicht jeden vom Markt gebotenen Preiserhö- 
hungsspielraum voll ausschöpft. Zugleich ist es not- 
wendig, daß — angesichts des ohnehin noch beste- 
henden Kostendrucks — von der Lohnseite nicht 
eine Beschleunigung der Kostenentwicklung in 
Gang gesetzt wird. Dies würde bei dem in der Ver- 
gangenheit stets sehr engen Zusammenhang zwi- 
schen Lohnkosten- und Preisentwicklung mit gro- 
ßer Wahrscheinlichkeit eine unverminderte Fort- 
setzung — wenn nicht Verstärkung — des derzei- 
tigen Preisauftriebs zur Folge haben. Nur mit einem 
solchen gemeinsam am angestrebten Stabilitätsziel 

— und nicht an einer permanenten Fortsetzung des 
Preissteigerungsprozesses — orientierten Verhal- 
ten von Tarifvertragsparteien und Unternehmen 
kann die Kette von Preis- und Kostensteigerungen 
ohne gleichzeitige Gefährdung der Arbeitsplätze 
durchbrochen werden. 

Von den staatlichen Instanzen müssen gleichzeitig 
Rahrnenbedingungen geschaffen werden, die ein 
derartiges — stabilitätsgerechtes — Verhalten er- 
möglichen und begünstigen. Insbesondere sollte 

— der öffentliche Gesamthaushalt 1973 durch eine 
zurückhaltende Ausgabenpolitik gekennzeichnet 
sein, da sonst die marktmäßigen Vorausset- 
zungen zur Durchsetzung stärkerer Lohn- und 
Preiserhöhungen von seiten des Staates selbst 
mitgeschaffen würden, 

— der vorhandene Spielraum der Geld- und Kredit- 
politik voll ausgeschöpft werden, um die Aus- 


weitung des Geld- und Kreditvolumens stärker 
zu begrenzen, und auch 

-- durch eine verstärkte Wettbewerbspolitik der 
Spielraum für Preiserhöhungen möglichst einge- 
engt werden. 

Außerdem ist es notwendig, daß eine Zurückhaltung 
bei den Lohnabschlüssen auch durch ein entspre- 
chendes Preisverhalten der Unternehmen begleitet 
wird. 

25 . Nur unter solchen Voraussetzungen kann es ge- 
lingen, die von der Bundesregierung im Rahmen der 
Jahresprojektion angestrebte 

Begrenzung der Verbraucherpreisrate auf 5‘/'2 bis 
6 im Jahresdurchschnitt 1973 

zu erreichen. Hinter dieser Durchschnittsrate würde 
wegen des ungewöhnlich hohen Überhangs der Ver- 
braucherpreisentwicklung von etwa 3 ®/o am Jahres- 
ende 1972 eine Verlangsamung der Preisentwick- 
lung im späteren Jahresverlauf stehen. 

26 . Mit den in der Jahresprojektion angestrebten 
Zielen, insbesondere der deutlichen Verringerung 
der Preissteigerungen im Jahresverlauf, wäre 1973 
eine 

Zunahme des Bruttoeinkommens aus unselbstän- 
diger Arbeit um lO^hi bis IV /2 

vereinbar. Da die darin enthaltenen Arbeitgeberbei- 
träge zur Sozialversicherung wegen der zum 1. Ja- 
nuar 1973 erfolgten Erhöhung des Beitragssatzes 
von 17 auf 18 1973 überproportional steigen wer- 
den, müßte der Zuwachs der Bruttolohn- und -ge- 
haltssumme mit 10 bis 11 Uo etwas schwächer aus- 
fallen. 

Wenn man davon ausgeht, daß die Zahl der beschäf- 
tigten Arbeitnehmer um gut V 2 wächst, würde 
dann nach der Jahresprojektion die 

Zunahme der Bruttolöhne und -gehäller je be- 
schäftigten Arbeitnehmer im Durchschnitt des Jah- 
res 1973 9 bis höchstens 10 

betragen können. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
für 1973 nach der Erfahrung aus früheren konjunk- 
turellen Aufschwungsjahren wieder mit einem po- 
sitiven Abstand zwischen Tarif- und Effektivlohn- 
entwicklung gerechnet werden muß; d. h. daß die 
projektierte Effektivlohnsteigerung, wenn sie nicht 
überschritten werden soll, nicht voll durch Tarif- 
lohnerhöhungen ausgefüllt werden darf. Nur wenn 
die Tarifvertragsparteien bei ihren Lohnabschlüs- 
sen diese Bedingungen berücksichtigen, besteht 
Aussicht, die angestrebte Begrenzung des Preisan- 
stiegs zu erreichen. 

27 . Unter den der Jahresprojektion zugrunde ge- 
legten Bedingungen würde sich für 1973 eine 

Zunahme des Bruttoeinkommens aus Unterneh- 
mertätigkeit und Vermögen um 9 bis 10 'Vo 

und damit — ebenso wie für das Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit — eine gegenüber dem 
Vorjahr beschleunigte Entwicklung ergeben. Dies 
steht im Einklang mit der erwarteten Belebung der 


29 



Drucksache 7/225 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Investitionsneigung, zumal das Einkommen aus Un- 
ternehmertätigkeit 1973 im Rahmen dieser Entwick- 
lung eher wieder überproportional wachsen dürfte. 
Aufgrund dieser Verbesserung der Ertragslage und 
der weiterhin stark — wenn auch abgeschwächt — 
expandierenden Abschreibungen würden sich die 
für den Unternehmenssektor projektierten Investi- 
tionen ohne wesentliche Verringerung der Selbst- 
finanzierungsquote realisieren lassen. 

28 . Die Jahresprojektion geht für 1973 von einer 
Zunahme der Gesamtausgaben des Sektors Staat 
in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung von IIV 2 bis I 2 V 2 V 0 gegenüber dem 
Vorjahr aus. Im Vergleich zur Ausgabenentwicklung 
des Jahres 1972 (rd. + 12 ^/o) würde sich somit die 
aus konjunkturellen Gründen erwünschte Tendenz 
der Verlangsamung des Ausgabenanstiegs auch 
1973 fortsetzen. 

Für die Gebietskörperschaften wurde 1973 eine Zu- 
nahme der Ausgaben in der Abgrenzung der Haus- 
haltsrechnung von rd. IOV 2 Vo gegenüber den ge- 
schätzten Ist-Ausgaben 1972 angesetzt. Es wurde 
hierbei insbesondere unterstellt, daß die Gebiets- 
körperschaften 1973 alle Anstrengungen unterneh- 
men, um die effektiven Ausgaben auf ein solches 
Wachstum zu begrenzen; dies setzt vor allem vor- 
aus, daß das Eingehen von neuen Verpflichtungen 
entsprechend gesteuert wird. Für die Sozialversiche- 
rung wird ein Ausgabenzuwachs in der Abgrenzung 
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung von I 2 V 2 
bis I 3 V 2 Vo erwartet. 

Die Steigerung des Staatsverbrauchs dürfte mit IIV 2 
bis 12V2 ^/o eher etwas unter dem Vorjahresergeb- 
nis liegen. Für die öffentlichen Anlageinvestitionen 
wird 1973 — nach dem Rückgang im Jahre 1972 — 
wieder mit einer kräftigen Zunahme (I 4 V 2 bis 
I 5 V 2 Vo) gerechnet. Bei den Einkommensübertragun- 
gen des Staates an private Haushalte wird sich 1973 
mit einer Zunahme von IIV 2 bis I 2 V 2 V 0 die außer- 
gewöhnlich hohe Steigerung des Vorjahres, die im 
wesentlichen durch die Rückzahlung der Kranken- 
kassenbeiträge der Rentner sowie der Verbesserung 
der Ausbildungsförderung bedingt war, nicht fort- 
setzen. 

Für die Einnahmen des öffentlichen Sektors wird 
1973 eine Zunahme um 14 bis 15®/o erwartet. Die- 
ser relativ starke Anstieg im Vergleich zur Wachs- 
tumsrate von 1972 (IOV 2 V 0 ) ergibt sich z. T. durch 
die Rückzahlung des Konjunkturzuschlags im Jahr 
1972, der in der Verbuchungsweise der Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung bei den Steuereinnah- 
men gegengerechnet wurde, sowie aus Einnahme- 
verbesserungen im Jahr 1973. Bei den Sozialversi- 
cherungsbeiträgen bewirkt die Beitragssatzerhöhung 
für die Rentenversicherung der Arbeiter und Ange- 
stellten 1973 eine im Vergleich zu den Gesamtein- 
nahmen überproportionale Zunahme. 

Das 1972 teilweise durch Sonderfaktoren — wie z. B. 
Rückzahlung des Konjunkturzuschlags — verur- 
sachte Finanzierungsdefizit des öffentlichen Sektors 
(knapp 3 Mrd. DM) wird sich 1973 nicht wiederho- 
len. Da sowohl für die Gebietskörperschaften als 
auch die Sozialversicherung in der Abgrenzung der 


Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung mit einer 
Verbesserung ihrer Finanzierungsposition gerech- 
net wird, dürfte sich 1973 ein Finanzierungsüber- 
schuß des Staates ergeben (rd. 4 Mrd. DM). Diese 
Entwicklung setzt — wie erwähnt — eine zurückhal- 
tende Ausgabenpolitik der Gebietskörperschaften, 
kombiniert mit Einnahmeverbesserungen, voraus. 
Sie dürfte den konjunkturellen Erfordernissen ge- 
recht werden, ohne die Erfüllung der anderen wich- 
tigen Aufgaben der öffentlichen Haushalte zu ver- 
nachlässigen. 

29 . Nach der ungewöhnlich starken Zunahme der 
privaten Ersparnisse im Vorjahr, die z. T. auf Son- 
derfaktoren wie die Rückzahlung des Konjunkturzu- 
schlags zurückzuführen ist, wird in der Jahrespro- 
jektion für 1973 ein geringerer Anstieg der Erspar- 
nisbildung der privaten Haushalte erwartet. Aus 
diesem Grunde dürfte auch das gesamte Aufkom- 
men an längerfristigen Finanzierungsmitteln aus 
inländischen Quellen 1973 mit etwa 90 bis 95 Mrd. 
DM nur wenig über dem Niveau des Vorjahres 
liegen. Inzwischen sind jedoch der inländischen 
Wirtschaft erneut kurzfristige Mittel aus dem Aus- 
land zugeflossen. Die Kreditpolitik ist darauf ge- 
richtet, diese Liquiditätsausweitung zu neutralisie- 
ren; in die gleiche Richtung wirken die von der 
Bundesregierung beschlossene Stabilitätsanleihe 
und die Stabilitätsabgabe zur Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer. Von dem erwarteten Anstieg des 
Investitionsvolumens im Unternehmenssektor wird 
andererseits wieder eine expansive Kreditnach- 
frage ausgehen. Schon unter diesen Bedingungen 
dürfte es zu einer Verknappung an den Kreditmärk- 
ten kommen, die aber durch eine restriktivere Kre- 
ditpolitik noch verstärkt werden müßte, wenn die 
Dynamik des sich abzeichnenden Konjunkturauf- 
schwungs gedämpft bleiben soll. 

30 . Eine Gegenüberstellung der Jahresprojektion 
der Bundesregierung mit der Zielprojektion des 
Gemeinschaftsausschusses der deutschen gewerbli- 
chen Wirtschaft sowie der bedingten Prognose des 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes (WSI) ^) zeigt 
deutlich, daß auch von diesen Institutionen 1973 
nur eines der wirtschaftspolitischen Hauptziele des 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes als gefährdet 
angesehen wird: die Stabilität des Preisniveaus. 

Im einzelnen liegen die Wachstumserwartungen 
des Gemeinschaftsausschusses für das nominale und 
reale Bruttosozialprodukt mit 10,5 bis llVo bzw. 
ca. 5 Vo etwa an der Obergrenze des von der Bun- 
desregierung für 1973 angestrebten gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklungsrahmens. Die Bruttoein- 
kommen aus unselbständiger Arbeit sowie aus Un- 
ternehmertätigkeit und Vermögen sollen sich in die- 
sem Jahr nach den Vorstellungen des Gemein- 
schaftsausschusses — mit einer Steigerung um je- 
weils 10,5 bis 11% — parallel entwickeln. Damit 
vereinbar wird eine Reduzierung der Verbraucher- 


^) WSI-Mitteilungen, 25. Jahrgang, Heft 11, November 
1972 
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preisrate auf 5 bis 5,5 ^Vo im Jahresdurchschnitt 1973 
gehalten. 

Das WSl hält — allerdings nach dem Informations- 
stand von Anfang Oktober 1972 und unter bestimm- 
ten wirtschaftspolitischen Bedingungen — für 1973 
eine reale Steigerung des Bruttosozialprodukts um 
6,5 Vo für erreichbar und wünschenswert; mit knapp 
5 ®/o veranschlagt es gleichzeitig auch die Steige- 
rung des gesamtwirtschaftlichen Produktionspoten- 
tials für 1973 höher als die Bundesregierung. Die 
nominale Zunahme des Bruttosozialprodukts würde 
unter diesen Voraussetzungen nach Ansicht des 
WSI 12 bis I 2 V 2 ö/o betragen. Etwa in der gleichen 
Größenordnung liegen nach der bedingten Prognose 
des WSI auch die Zuwachsraten der Bruttoeinkom- 
men aus unselbständiger Arbeit sowie aus Unter- 


nehmertätigkeit und Vermögen. Die Verbraucher- 
preisrate soll bei dieser Entwicklung mit Hilfe einer 
Reihe gezielter preispolitischer Maßnahmen im Jah- 
resdurchschnitt 1973 auf unter 5 0/0 zurückgehen. 

Während die Annahmen der Zielprojektion des 
Gemeinschaftsausschusses weitgehend in dem von 
der Bundesregierung projektierten Rahmen liegen 
oder diesem zumindest sehr nahekommen, ergeben 
sich gegenüber der bedingten Prognose des WSI 
größere Abweichungen. Zum Teil könnte dies auch 
darauf zurückzuführen sein, daß das WSI seine 
Überlegungen bereits Anfang Oktober 1972 abge- 
schlossen hat, während die Vorstellungen des Ge- 
meinschaftsausschusses und der Bundesregierung 
auf dem Stand der Informationen und Aktionsmög- 
lichkeiten von Anfang 1973 beruhen. 
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Tabelle 1 

Jahresprojektion 1973 



1970 

1971 

1972 j 

1973 1) 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in Vo 

1971 ! 1972 1 1973 *) 

1 I. Entstehung des Sozialprodukts 

Erwerbsbevölkerung 

27 353 

in 1 000 

27 359 27 200 

27 180 

+ 0,0 

- 0,6 

- 0 

1 Arbeitslose 

149 

186 

246 

220 

+ 24,8 

+ 32,3 

~12 

Arbeitslosenquote in Vo 





(0,8) 

(1,1) 

(knapp 1) 

Erwerbstätige 

27 118 

27 098 

26 890 

26 900 

” 0,1 

- 0,8 

± 0 

Abhängig Beschäftigte 

22 433 

22 583 

22 515 

22 660 

+ 0,7 

- 0,3 

+ +2 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 





- 0,9 

- 0,3 

± 0 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen 
von 1962 (BIP) 

530,59 

Mrd. DM 

544,65 561,00 

587V2 

+ 2,6 

+ 3,0 

+ 4+2 

BIP je Erwerbstätigen 


* 



+ 2,7 

+ 3,8 

+ 4+2 

BIP je Erwerbstätigenstunde 



• 


+ 3,6 

+ 4,1 

+ 4+2 

II. Verteilung des Sozialprodukts 

a) Vor der Einkommensumverteilung 

Bruttoeinkommen aus unselb- 
ständiger Arbeit 

353,19 

400,24 

438,90 

487V2 

+ 13,3 

+ 9,7 

j 

1 

+ 11 : 

Bruttoeinkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen 

176,00 

182,56 

195,54 

2I3‘/2 

+ 3,7 

+ 7,1 

+ 9^/2 

Indirekte Steuern X Subventionen . . 

81,63 

90,99 

100,87 

IIOV 2 

+ 11,5 

+ 10,9 

+ 9+2 

Abschreibungen 

74,78 

85,11 

93,19 

IO 2 V 2 

+ 13,8 

+ 9,5 

+ 10 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

685,60 

758,90 

828,50 

914 

+ 10,7 

+ 9,2 

+ 10^1 2 


h Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben) 

2) Inländerkonzept 

3) Inlandskonzept 
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Drucksache 7/225 


noch Tabelle 1 



1970 

1971 

1972 

1973 ') 

1971 

1972 

1 1973 >) 



Mrd. DM 


Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in Vo 

b) Nach der Einkommens- 
Umverteilung 

Nettoeinkommen aus unselbstän- 








diger Arbeit 

241,65 

267,45 

291,76 

312 

+ 10,7 

+ 9,1 

+ 7 

Öffentliche Einkommensübertragung 

85,99 

95,87 

109,52 

122 V 2 

+ 11,5 

+ 14,2 

+12 

Masseneinkommen 

Verfügbares Einkommen der 

327,64 

363,32 

401,28 

434 V 2 

+ 10,9 

+ 10,4 

+ 8 V 2 

Unternehmen 2) 

Verfügbares Einkommen des 

208,36 

222,30 

240,43 

262 

+ 6,7 

+ 8,2 

+ 9 

Staates s) 4) 

149,60 

173,28 

186,79 

217V2 

+ 15,8 

+ 7,8 

+ iöV? 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

UI. Verwendung des Sozialprodukts 

685,60 

758,90 

828,50 

914 

+ 10,7 

+ 9,2 

+ 101/2 

Privater Verbrauch 

369,01 

409,61 

448,47 

489V2 

+n,o 

+ 9,5 

+ 9 

Staatsverbrauch 

109,04 

130,65 

147,09 

164’/2 

+ 19,8 

+ 12,6 

+ 12 

Brutto anlageinvestitionen 

181,08 

203,14 

214,54 

235 V 2 

+ 12,2 

+ 5,6 

+ 10 

Ausrüstungen 

82,90 

91,12 

92,49 

IOOV 2 

+ 9,9 

+ 1,5 

+ 31/2 

Bauten 

98,18 

112,02 

122,05 

135 

+ 14,1 

+ 9,0 

+ 10^/2 

Vorratsveränderung 

+ 15,30 

+5,30 

+5,10 

+ 11 


• 

• 

Inlandsnachfrage 

674,43 

748,70 

815,20 

9 OOV 2 

+ 11,0 

+ 8,9 

+ 10^/2 

Ausfuhr 

158,58 

173,12 

188,27 

212V2 

+ 9,2 

+ 8,8 

+ 13 

Einfuhr 

147,41 

162,92 

174,97 

199 

+ 10,5 

+ 7,4 

+ 13^/2 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

685,60 

758,90 

828,50 

914 

+ 10,7 

+ 9,2 

+ 10^/2 

Außenbeitrag 

Anteil des Außenbeitrags am 

+ 11,17 

+ 10,20 

+ 13,30 

+ I 3 V 2 

• 


• 

Bruttosozialprodukt in ®/o 

Preisniveau 

(Iß) 

(13) 

1962 

(16) 

= 100 





Bruttosozialprodukt 

129,5 

139,5 

148,0 

156 

+ 7,7 

+ 6,1 

+ 5 V 2 

Inlandsnachfrage 

129,3 

138,6 

146,4 

I 54 V 2 

+ 7,2 

+ 5,7 

+ 5 V 2 

Privater Verbrauch 

123,6 

130,0 

137,6 

I 45 V 2 

+ 5,2 

+ 5,8 

+ S^khis 
+ 6 


1) Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben) 

2) Nettoeinkommen der Privaten aus Unternehmertätigkeit und Vermögen zuzüglich Abschreibungen 

3) Einschließlich Abschreibungen sowie lfd. Übertragungen des Staates an die übrige Welt, ohne nichtzurechenbare Übertragungen 
*) 1970 und 1971 einschließlich, 1972 abzüglich Konjunkturzuschlag zur veranlagten Einkommensteuer, Lohnsteuer und Körperschaft- 

Steuer» 1973 einschließlich Stabilitätsabgabe. 
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Deutsdier Bundestag — 7, Wahlperiode 


Tabelle 2 

Einnahmen und Ausgaben des Sektors „Staat" 

(in der Abgrenzung der Volks wirtsdiaftlidien Gesamtredinung) 



1970 

1971 

1972 1 

1973 *) 

1971 

1972 

1973 >) 



Mrd. DM 


Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in ®/o 

Laufende Einnahmen 

Steuern ®) 

163,42 

184,42 

Laufende Rec 

201,66 230 

linung 

+ 12,9 

+ 9,3 

+ 14 

Sozialversicherungsbeiträge ®) 

78,29 

90,17 

102,67 

120 

+ 15,2 

+ 13,9 

+ 17 

Sonstige Übertragungen ^) 

2,97 

3,63 

3,85 

3V2 

+22,2 

+ 6,1 

- 4 

Einkommen aus Unternehmer- 
tätigkeit und Vermögen 

10,51 

11,63 

11,71 

12Vs 

+ 10,7 

+ 0,7 

+ 5 

Summe der laufenden Einnahmen . . 

255,19 

289,85 

319,89 

366 

+ 13,6 

+ 10,4 

+ I 4 V 2 

Laufende Ausgaben 

Staatsverbrauch 

109,04 

130,65 

147,09 

164V* 

+ 19,8 

+ 12,6 

+ 12 

Zinsen 

6,35 

7,05 

8,02 

9 

+n,o 

+ 13,8 

+ 9V2 

Subventionen 

9,40 

9,49 

11,03 

12 

+ i.o 

+ 16,2 

+ 9 V 2 

Renten, Unterstützvuigen und Beam- 
tenpensionen (brutto) an Private 
Haushalte 

86,90 

96,99 

110,69 

124 


+ 14,1 

+ 12 

Übertragungen an die übrige Welt ^) 

3,70 

4,18 

5,80 

6V* 


+ 38,8 

+ 12 

Summe der laufenden Ausgaben .... 

215,39 

248,36 

282,63 

316 

+ 15,3 

+ 13,8 

+ 12 

Bruttoinvestitionen ®) 

29,51 

Vermögensver 

31,30 30,51 

ändert 

35 

ingsrechnung 

+ 6,1 - 2,5 

+ 15 

Saldo der Vermögensübertragungen 

10,67 

13,35 

14,58 

I 6 V 2 

• 

• 

• 

Summe der vermögenswirksamen 
Ausgaben 

40,18 

44,65 

45,09 

51V* 

+ lhl 

+ 1,0 

+ 14V* 

Laufende Ersparnis ®) zuzüglich 
Abschreibungen 

43,47 

45,82 

42,20 

55V* 

+ 5.4 

“ 7,9 

+ 32 

Finanzierungssaldo ®) ^) 

+ 3,29 

+ 1,17 

-2,89 

+4 


• 

• 


Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben) 

2) 1970 und 1971 einsdiließlich, 1972 abzüglidi Konjunkturzusdilag zur veranlagten Einkommensteuer, Lohnsteuer und Körperschaft- 
Steuer? 1973 einschließlich Stabilitätsabgabe 
®) Einschließlich Zuweisungen an einen unterstellten Pensionsfonds 

Die Transaktionen mit dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds sind in den Übertragungen an die übrige Welt netto 
enthalten 

®) Einschließlich Gnmdstückskäufe (netto) 

^) Summe der laufenden Einnahmen abzüglich Summe der laufenden Ausgaben 
^) Ausgabenüberschuß: — } Einnabmenüberschuß; + 
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